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Nr. 354

Ordnung für die Dienst- und Versorgungs-
bezüge der Priester (Priesterbesoldungs- und
-versorgungsordnung – PrBesO)

Auf der Grundlage der Bestimmungen des Codex Iuris
Canonici (cann. 281 und 282 CIC) erlasse ich hiermit nach
Anhörung des Konsultorenkollegiums und des Priester-
rates zur Regelung der Dienst- und Versorgungsbezüge
der Priester der Erzdiözese Freiburg folgende Ordnung.

I. Geltungsbereich, Allgemeine Regelungen

§ 1
Personeller Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung regelt

a) die Besoldung und Versorgung der der Erzdiözese
Freiburg inkardinierten und in ihrem Dienst stehenden
Priester und

b) die Versorgung der in den Ruhestand versetzten der
Erzdiözese Freiburg inkardinierten Priester.

(2) Priestern, die der Erzdiözese Freiburg inkardiniert sind,
aber nicht in ihrem Dienst stehen, kann Besoldung und
Versorgung gemäß dieser Ordnung zugesagt werden.

(3) Priester, die im Dienst der Erzdiözese Freiburg stehen,
aber ihr nicht inkardiniert sind, erhalten in der Regel Be-
soldung und Versorgung nicht gemäß dieser Ordnung. Falls
es sich dabei um Ordensgeistliche handelt, wird ein Ge-
stellungsvertrag mit der Ordensgemeinschaft abgeschlos-
sen, falls es sich dabei um ausländische Weltpriester han-
delt, erfolgt die Besoldung und Versorgung im Rahmen
eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnisses mit kirchlicher Zusatzversorgung. Die gesetz-

lichen Arbeitnehmerbeiträge werden dabei durch die Erz-
diözese Freiburg in Form einer dem ausländischen Welt-
priester zu gewährenden steuerpflichtigen Zulage über-
nommen. Ein Anspruch auf Beihilfe besteht nicht. Die
übrigen Regelungen des Klerikerdienstverhältnisses blei-
ben hiervon unberührt. Es wird durch diese Regelung kein
privatrechtliches Arbeitsverhältnis begründet.

(4) Kandidaten des priesterlichen Dienstes, die nach Ab-
schluss des Studiums zur Vorbereitung auf die Diakonen-
weihe und Priesterweihe die pastoralpraktische Ausbil-
dung am Erzbischöflichen Priesterseminar Collegium
Borromaeum in Freiburg absolvieren, erhalten Besoldung
nach § 23 dieser Ordnung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Besoldung im Sinne dieser Ordnung sind diejenigen
Bezüge, die dem Priester zur Deckung eines seiner Stel-
lung angemessenen Unterhalts während der Zeit seines
aktiven Dienstes bezahlt werden.

(2) Versorgung im Sinne dieser Ordnung sind diejenigen
Bezüge, die nach dem Ausscheiden des Priesters aus dem
aktiven Dienst oder zur Behebung einer Notlage gewährt
werden.

§ 3
Nebentätigkeiten

(1) Die Aufnahme von Nebentätigkeiten durch Priester
ist nur nach Genehmigung durch das Erzbischöfliche Or-
dinariat möglich (vgl. can. 286 CIC). Nebentätigkeiten,
die dem priesterlichen Dienst fremd sind, können nicht
genehmigt werden.

(2) Einkünfte aus Nebentätigkeiten werden in der Regel
auf die Besoldung und Versorgung angerechnet, wenn sie
die Grenze eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
ses im Sinne des Sozialversicherungsrechts überschrei-
ten. Auf § 31 Absatz 1 wird hingewiesen.

Erzbistum Freiburg
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§ 4
Besoldung und Versorgung in Sonderfällen

(1) Einkünfte aus anderen Tätigkeiten, Ruhegehalt oder ähn-
liche Leistungen, Renten, die nicht aufgrund ausschließ-
lich eigener Beitragsleistung gewährt werden, werden in
der Regel auf die Besoldung und Versorgung angerechnet.

(2) Absatz 1 findet auch entsprechende Anwendung, wenn
ein Priester ohne Zustimmung des Erzbischöflichen Ordi-
nariates auf Einkünfte nach Absatz 1 verzichtet oder sol-
che Ansprüche nicht geltend macht.

(3) Der Priester ist in den Fällen von Absatz 1 und 2 nach
§ 31 Absatz 1 zur Auskunft gegenüber dem Erzbischöfli-
chen Ordinariat verpflichtet.

(4) Priester, die in der Erzdiözese Freiburg inkardiniert sind,
erhalten anlässlich des 10-, 20-, 25-, 40- und 50-jährigen
Dienstjubiläums eine Jubiläumsgabe. Die Jubiläumsgabe
beträgt bei einer Jubiläumsdienstzeit von

10 Jahren 100 Euro,

20 Jahren 200 Euro,

25 Jahren 300 Euro,

40 Jahren 400 Euro,

50 Jahren 500 Euro.

Als Jubiläumsdienstzeit gilt die Zeit vom Datum der Pries-
terweihe an.

§ 5
Annahme von Geschenken,

Vermächtnissen und Erbschaften

(1) Geschenke im Zusammenhang mit der dienstlichen Tä-
tigkeit eines Priesters gelten in der Regel als der Kirchenge-
meinde (bzw. der Institution, in deren Verantwortungsbe-
reich der Priester tätig ist) gegeben (vgl. can. 1267 § 1 CIC).

(2) Die Annahme von Geschenken, Vermächtnissen und
Erbschaften, die im Zusammenhang mit der dienstlichen
Tätigkeit eines Priesters diesem privat und nicht der juris-
tischen Person, für die er tätig ist, gegeben werden, muss
ab einem Wert von 500 Euro durch das Erzbischöfliche
Ordinariat vorab genehmigt werden.

(3) Geschenke im Zusammenhang mit der dienstlichen
Tätigkeit eines Priesters sind nach den geltenden steuer-
rechtlichen Regelungen der Versteuerung zu unterwerfen.

§ 6
Beteiligung an Ämtern, die mit Vermögensver-

waltung oder Rechenschaftslegung verbunden sind

Die Mitwirkung an Ämtern, die mit Vermögensverwaltung
oder der Pflicht zur Rechenschaftsablegung verbunden

sind (z. B. Mitwirkung in Aufsichtsräten) oder die Über-
nahme von Bürgschaften, auch wenn sie nur das Privat-
vermögen des Priesters betreffen, muss durch das Erzbi-
schöfliche Ordinariat genehmigt werden (vgl. can. 285
§ 4 CIC). Die Beteiligung an karitativen und pfarrlichen
juristischen Personen im Zusammenhang mit dem Dienst
des Priesters (z. B. Caritasverbände, Sozialstationen, Trä-
gergesellschaften von Kindertageseinrichtungen, Bauför-
dervereine) ist generell genehmigt. Die Übernahme von
Vollmachten für Eltern oder andere Familienangehörige
ist generell genehmigt (vgl. Erlass des Erzbischöflichen
Ordinariates vom 21. Oktober 2018, ABl. 2018, S. 350).

II. Besoldung

§ 7
Anspruch auf Besoldung

(1) Für die Besoldung der Priester finden die für die Be-
amten des Landes Baden-Württemberg geltenden Vor-
schriften in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
Anwendung, soweit durch diese Ordnung nichts anderes
geregelt ist.

(2) Der Priester erhält Besoldung von dem Tag an, an dem
er in den Dienst der Erzdiözese Freiburg übernommen
wird. Diakone, die für die Erzdiözese Freiburg zum Pries-
ter geweiht werden, erhalten Besoldung vom Tag nach
ihrer Priesterweihe an.

(3) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Ta-
ges, an dem der Priester aus dem Dienst ausscheidet, im
Falle des Todes mit Ablauf des Sterbemonats.

(4) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen
vollen Kalendermonat, so wird nur der Teil der Bezüge
gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.

(5) Werden Bezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt,
so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.

(6) Die Besoldung besteht aus

a) dem Grundgehalt (§ 8),

b) der mietfrei gewährten Dienstwohnung (§ 11) sowie

c) gegebenenfalls besonderen Stellenzulagen (§ 12).

§ 8
Grundgehalt

(1) Die Höhe des Grundgehalts wird vom Erzbischöfli-
chen Ordinariat wie folgt festgelegt (s. Anlage 1):

a) Priester, die als Pfarrer, Pfarradministratoren, Koopera-
toren oder in der Kategorialseelsorge eingesetzt wer-
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den, erhalten nach Ablegung des Pfarrexamens ab dem
Beginn des Folgemonats ein Grundgehalt entsprechend
Besoldungsgruppe A 14 Landesbesoldungsgesetz Baden-
Württemberg (LBesGBW).

b) Priester, die als Pfarrer, Pfarradministratoren, Koopera-
toren oder in der Kategorialseelsorge eingesetzt werden
und das Pfarrexamen noch nicht abgelegt haben, erhal-
ten ein Grundgehalt entsprechend Besoldungsgruppe
A 13 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg
(LBesGBW).

c) Das Grundgehalt der Priester, die als Vikare eingesetzt
sind, bemisst sich in den ersten drei Jahren der Vikars-
zeit nach 90 % der Besoldungsgruppe A 13 Landesbe-
soldungsgesetz Baden-Württemberg (LBGesBW), ab
dem vierten Vikarsjahr nach 100 % dieser Besoldungs-
gruppe.

d) Bei höheren Ämtern als dem des Pfarrers wird über
die Einweisung in die Besoldungsgruppe im Einzelfall
vom Erzbischöflichen Ordinariat entschieden.

e) Priester, denen ein mit höherer Besoldung als der des
Pfarrers versehenes Amt verliehen wird, erhalten für
die ersten sechs Jahre ihres Dienstes die Differenz
zwischen ihrer bisherigen Besoldung und der Besol-
dung des höheren Amtes als nicht ruhegehaltsfähige
Zulage. Nach Ablauf von sechs Jahren bemisst sich
ihre Besoldung ruhegehaltsfähig nach der Besoldung
des höheren Amtes. Priester, welche von dem mit
höherer Besoldung verliehenem Amt in ein geringer
besoldetes Amt zurücktreten, erhalten in der Regel die
Besoldung des geringer dotierten Amtes.

(2) Falls mit dem übertragenen Amt keine Dienstwohnung
überlassen wird, erhöht sich das Grundgehalt um den
Wohnungszuschlag, der in Anlage 2 dieser Ordnung fest-
gesetzt wird.

(3) Wird einem Priester in einem Pfarrhaus, einer kirchli-
chen Einrichtung oder einem anderen Haus freie Unter-
kunft und/oder freie Verpflegung gewährt, kann von sei-
ner Netto-Vergütung ein „Verpflegungsgeld“ einbehalten
und demjenigen, der die Kosten für die Unterkunft und
Verpflegung trägt, überwiesen werden. Die Höhe des
„Verpflegungsgeldes“ wird vom Erzbischöflichen Ordi-
nariat festgelegt. Es richtet sich nach den Sachbezugs-
werten für freie Unterkunft und freie Verpflegung sowie
dem Wert für die Besorgung der Wäsche.

§ 9
Bemessung des Grundgehalts nach Stufen

(1) Die Höhe des Grundgehalts in den Besoldungsgruppen
der Priesterbesoldungsordnung wird nach Stufen bemes-

sen. Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach
Zeiten mit dienstlicher Erfahrung (Erfahrungszeiten).

(2) Das Grundgehalt steigt in den Stufen eins bis vier im
Abstand von zwei Jahren, in den Stufen fünf bis acht im
Abstand von drei Jahren und ab der Stufe neun im Ab-
stand von vier Jahren bis zum Erreichen des Endgrund-
gehalts. Zeiten ohne Anspruch auf Grundgehalt verzögern
den Stufenaufstieg um diese Zeiten, soweit in § 10 Absatz 2
nichts anderes bestimmt ist. Die sich nach Satz 2 erge-
benden Verzögerungszeiten werden auf volle Monate ab-
gerundet.

(3) Das Aufsteigen in den Stufen beginnt mit dem An-
fangsgrundgehalt der jeweiligen Besoldungsgruppe mit
Wirkung vom ersten des Monats, der der Priesterweihe
bzw. einer Übernahme in den priesterlichen Dienst der
Erzdiözese Freiburg folgt. Der Zeitpunkt des Beginns wird
um die zu diesem Zeitpunkt vorliegenden, nach § 10 Ab-
satz 1 Satz 1 berücksichtigungsfähigen sowie nach § 10
Absatz 2 als berücksichtigungsfähig anerkannten Zeiten
vorverlegt. Ausgehend von dem Zeitpunkt des Beginns
werden die Stufenlaufzeiten nach Absatz 2 berechnet. Die
Berechnung und die Festsetzung des Zeitpunkts des Be-
ginns des Aufsteigens in den Stufen stellt das Erzbischöf-
liche Ordinariat fest und teilt diese dem Priester schrift-
lich mit.

(4) Eine Änderung der Besoldungsgruppe wirkt sich auf
die erreichte Stufe grundsätzlich nicht aus. Weist die neue
höhere Besoldungsgruppe für diese Stufe kein Grundge-
halt aus, wird der Priester der Stufe des Anfangsgrund-
gehalts der neuen Besoldungsgruppe zugeordnet. Ab die-
sem Zeitpunkt beginnt das Aufsteigen in der Stufe des
Anfangsgrundgehalts der neuen Besoldungsgruppe. Wech-
selt der Priester aus der Endstufe seiner Besoldungsgruppe
in eine Besoldungsgruppe, die eine weitere Stufe ausweist,
wird für die Festlegung der Stufe in der neuen Besoldungs-
gruppe die gesamte bisherige Erfahrungszeit berücksich-
tigt; weist eine neue niedrigere Besoldungsgruppe für diese
Stufe kein Grundgehalt aus, wird das Endgrundgehalt der
neuen Besoldungsgruppe gezahlt.

(5) Priester, die eine Pfarrhaushälterin in einem sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis einge-
stellt haben und nach der Vergütungsordnung für Pfarr-
haushälterinnen der Erzdiözese Freiburg vergüten, erhalten
mindestens die Besoldung der 8. Stufe der jeweiligen Be-
soldungsgruppe. Sie bleiben in dieser Stufe stehen, bis sie
aufgrund ihrer Erfahrungszeit die 9. Stufe erreichen. Von
da an steigt das Grundgehalt entsprechend den in Absatz 2
genannten Zeitabständen.

(6) Der Priester verbleibt in seiner bisherigen Stufe, so-
lange er vorläufig des Dienstes enthoben oder beurlaubt
oder suspendiert ist. Führt ein Strafverfahren nicht zur
Entlassung aus dem priesterlichen Dienst oder endet das
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priesterliche Dienstverhältnis nicht auf Antrag des Pries-
ters, regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum seiner vor-
läufigen Dienstenthebung nach Absatz 2. Bei einer Be-
urlaubung im dienstlichen Interesse kann hiervon abge-
sehen werden.

§ 10
Berücksichtigungsfähige Zeiten

(1) Berücksichtigungsfähige Zeiten nach § 9 Absatz 3 Satz 2
sind Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit als pastora-
ler Mitarbeiter oder Priester in der Erzdiözese Freiburg
oder bei einem anderen Dienstherrn.

(2) Die Entscheidung darüber, ob und in welchem Umfang
solche oder sonstige Zeiten als berücksichtigungsfähig an-
erkannt werden, trifft das Erzbischöfliche Ordinariat.

§ 11
Dienstwohnung und Mietwertzulage

(1) Priestern, die nach dieser Ordnung besoldet werden,
wird in der Regel eine mietfreie Dienstwohnung zuge-
wiesen. Die Dienstwohnung soll der Amtsstellung des
Priesters sowie den örtlichen Verhältnissen entsprechen.

(2) Das Erzbischöfliche Ordinariat kann Richtlinien über
Lage, Größe, Ausstattung, Renovierung und Vermietung
bzw. Teilvermietung von Dienstwohnungen erlassen.

(3) Wird einem Priester eine Dienstwohnung oder eine
Unterkunft unentgeltlich zur Verfügung gestellt, ist er ver-
pflichtet, diese zu beziehen.

(4) Priester, denen eine Dienstwohnung unentgeltlich zur
Verfügung gestellt wird, haben den Mietwert ihrer Dienst-
wohnung zu versteuern und einen Kostenersatz für Schön-
heits- und Kleinreparaturen zu leisten. Führt dies aufgrund
der Zuweisung einer sehr großen Dienstwohnung zu einer
überdurchschnittlich hohen finanziellen Belastung, kann
eine Mietwertzulage gewährt werden. Das Nähere regelt
Anlage 3 dieser Ordnung. Für Schönheits- und Klein-
reparaturen in der Dienstwohnung wird ein Pauschalbe-
trag entsprechend der Wohnungsgröße bei der monatli-
chen Besoldung einbehalten. Der Dienstwohnungsinhaber
hat die Nebenkosten gemäß Betriebskosten-Verordnung
zu übernehmen.

§ 12
Besondere Stellenzulagen

(1) Priester, die mit einer besonderen Verantwortung betraut
werden, können eine besondere Stellenzulage erhalten. Die
Entscheidung hierüber trifft das Erzbischöfliche Ordinariat.

(2) Priester im Ruhestand, die mit den Aufgaben eines
Subsidiars betraut werden, können eine monatliche Zula-

ge erhalten. Die Höhe der besonderen Stellenzulage wird
vom Erzbischöflichen Ordinariat festgesetzt (vgl. Ordnung
über die Vergütung von Subsidiaren und Seelsorgsaus-
hilfen vom 11. November 2020, ABl. 2020, S. 457).

(3) Besondere Stellenzulagen sind nicht ruhegehaltsfähig.

§ 13
Seelsorgsaushilfen

(1) Geistliche, geistliche Religionslehrer und Ruhestands-
geistliche der Erzdiözese erhalten für Seelsorgsaushilfen
keine zusätzliche Zahlung. Angefallene und nachgewie-
sene Fahrtkosten werden ersetzt.

(2) Für Geistliche, die Ordensgemeinschaften oder ande-
ren Diözesen angehören, für Ferienvertretungen auslän-
discher Geistlicher und für längerfristige Vakanzvertre-
tungen gilt eine Sonderregelung, über die das Erzbischöf-
liche Ordinariat entscheidet.

§ 14
Erlöschen des Anspruchs auf Besoldung

Der Anspruch auf Besoldung erlischt, wenn der Priester
die ihm übertragenen Dienste ohne Zustimmung des Erz-
bischöflichen Ordinariates beendet oder wenn ihm die
Weiterführung seines Dienstes untersagt ist.

§ 15
Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit

Bei begrenzter Dienstfähigkeit wird die Besoldung im glei-
chen Verhältnis wie die Arbeitszeit gekürzt. Zur Besol-
dung wird ein nicht ruhegehaltfähiger Zuschlag in Höhe
von 50 % des Unterschiedsbetrages zwischen den gekürz-
ten Dienstbezügen und den Dienstbezügen bei Vollzeit-
beschäftigung gewährt. In diesem Fall gelten als ruhege-
haltsfähige Dienstbezüge die dem letzten Amt entspre-
chenden vollen ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge.

III. Versorgung

§ 16
Arten der Versorgung

Die Versorgung umfasst:

(1) Ruhegehalt, das sind diejenigen Bezüge, die der Pries-
ter nach seinem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst er-
hält und zwar entweder

– als Bezüge eines aus gesundheitlichen Gründen in den
einstweiligen Ruhestand versetzten Priesters oder

– als Bezüge eines nach Vollendung des 60. Lebensjahres
in den endgültigen Ruhestand versetzten Priesters.
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(2) Tischtitelsbezüge, das sind diejenigen Leistungen, die
zum Unterhalt eines dienstfähigen, jedoch nicht eingesetz-
ten und nicht in den Ruhestand versetzten Priesters be-
zahlt bzw. einem Priester nach dem Ausscheiden aus dem
priesterlichen Dienst als Überbrückungshilfe gewährt wer-
den.

(3) Unfallfürsorge, das ist diejenige Leistung, die der Pries-
ter zur Behebung einer durch Unfall entstandenen Notla-
ge erhält.

§ 17
Ruhegehalt

(1) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Tag
der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand aus ge-
sundheitlichen Gründen oder endgültigen Ruhestand nach
Vollendung des 60. Lebensjahres durch das Erzbischöfli-
che Ordinariat.

(2) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhege-
haltsfähigen Dienstbezüge und des Lebensalters des Pries-
ters berechnet.

(3) Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge sind das zuletzt be-
zogene Grundgehalt gemäß § 8. Falls ein Priester länger
als sechs Jahre ein mit höherer Besoldung als der des Pfar-
rers versehenes Amt innehatte, gelten die Dienstbezüge
des höheren Amtes in der Erfahrungsstufe, die der Pries-
ter zum Zeitpunkt der Zurruhesetzung erreicht hat, als
Grundgehalt für die Berechnung des Ruhegehalts.

(4) Wird einem Priester im Ruhestand gemäß § 11 Absatz 1
eine Dienstwohnung zugewiesen, werden zur Abgeltung
der mietfreien Überlassung der Dienstwohnung die ruhe-
gehaltsfähigen Dienstbezüge um den Wohnungszuschlag,
der in Anlage 2 dieser Ordnung festgesetzt wird, vermindert.

§ 18
Höhe des Ruhegehalts

(1) Tritt ein Priester mit Vollendung der für ihn geltenden
gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand, erhält er ein
Ruhegehalt in Höhe des im Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) in seiner
jeweiligen Fassung genannten Höchstsatzes.

(2) Tritt ein Priester nach Vollendung der für ihn geltenden
gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand, erhöht sich
das in Absatz 1 genannte Ruhegehalt um jeweils 0,5 v. H.
seiner ruhgehaltsfähigen Dienstbezüge für jedes vollen-
dete Jahr, das er nach Vollendung der für ihn geltenden
gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand tritt, höchstens
jedoch um 2,5 v. H.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 v. H. der ruhe-
gehaltsfähigen Dienstbezüge für jedes angefangene Jahr, das

a) der Priester vor Vollendung der für ihn geltenden ge-
setzlichen Altersgrenze in den Ruhestand tritt oder

b) der Priester vom Dienst suspendiert war oder

c) der Priester ohne Dienstbezüge beurlaubt war. Die Ver-
minderung entfällt für diese Zeit, wenn spätestens zum
Ende der Beurlaubung schriftlich festgelegt worden
ist, dass diese öffentlichen Belangen oder kirchlichen
Interessen diente.

Die Minderung des Ruhegehaltes darf 14,4 % nicht über-
steigen.

(4) Das Ruhegehalt wird mindestens in Höhe des Betrags
der Tischtitelsbezüge (§ 21 Absatz 3) ausbezahlt.

(5) Ein aus gesundheitlichen Gründen in den einstweili-
gen Ruhestand versetzten Priester erhält ein Ruhegehalt
nach Absatz 1. Es wird für längstens fünf Jahre gewährt,
höchstens jedoch bis zur Vollendung der für ihn gelten-
den gesetzlichen Altersgrenze. Ist nach dieser Zeit ein er-
neuter Einsatz im aktiven Dienst nicht möglich, erfolgt
die endgültige Zurruhesetzung. Bei endgültiger Zurruhe-
setzung erfolgt eine Neuberechnung des Ruhegehalts nach
Absätzen 2 und 3.

§  19
Ruhen und Erlöschen des Anspruchs auf Ruhegehalt

(1) Der Anspruch auf Ruhegehalt ruht, wenn der Bezie-
her von Ruhegehalt seine Rückkehr in den aktiven Dienst
ohne rechtfertigenden Grund ablehnt.

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt erlischt, wenn Umstän-
de eintreten, die gemäß § 14 zum Erlöschen des Anspruchs
auf Besoldung führen würden.

§ 20
Beteiligung Dritter an der Versorgungslast

Steht einem Priester, der zu Diensten bei einem anderen
Rechtsträger freigestellt ist, Anwartschaft auf Ruhegehalt
nach dieser Ordnung zu, kann das Erzbischöfliche Ordi-
nariat mit dem anderen Rechtsträger eine Vereinbarung
treffen, dass sich dieser an der Versorgungslast beteiligt.

§ 21
Tischtitelsbezüge

(1) Wird ein Priester ohne Dienstbezüge beurlaubt, erhält
er als Unterhalt Tischtitelsbezüge, sofern er nicht von ei-
nem Dritten Bezüge oder Versorgung erhält. Bei Beur-
laubungen zu Studienzwecken gilt § 24.

(2) Ein Priester, dessen Anspruch auf Besoldung gemäß
§ 14 oder dessen Anspruch auf Versorgung gemäß § 19
Absatz 2 geendet hat, kann für eine Zeit bis zu drei Mo-
naten als Überbrückungshilfe Tischtitelsbezüge erhalten.
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(3) Die Tischtitelsbezüge betragen entsprechend dem amts-
unabhängigen Mindestruhegehalt des Landes Baden-
Württemberg 61,4 % der Besoldungsgruppe A 5 (Endstufe).

§ 22
Unfallfürsorge

(1) Wird ein Priester, der Besoldung oder Versorgung nach
dieser Ordnung bezieht, durch einen Dienstunfall verletzt,
so wird ihm Unfallfürsorge gewährt.

(2) Die Unfallfürsorge umfasst

a) Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwen-
dungen,

b) Heilverfahren,

c) Unfallausgleich,

d) Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag.

(3) Auf die Unfallfürsorge findet Abschnitt V des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg
(LBeamtVGBW), ausgenommen die §§ 44, 54 bis ein-
schließlich 59 sowie 60 Absatz 3, in der jeweils geltenden
Fassung entsprechende Anwendung.

(4) Ein Dienstunfall ist dem Versicherer im Raum der Kir-
chen, Detmold, dem Besoldungsträger und dem Erzbi-
schöflichen Ordinariat unverzüglich zu melden.

IV. Sonderregelungen

§ 23
Priesterkandidaten in der

pastoralpraktischen Ausbildung

Kandidaten des priesterlichen Dienstes im Sinne von § 1
Absatz 4 erhalten eine Besoldung in Höhe von 70 v. H.
der Besoldung analog zu A 13 Landesbesoldungsgesetz
Baden-Württemberg (LBesGBW), Stufe 5. Bezüglich des
„Verpflegungsgeldes“ gilt § 8 Absatz 3 entsprechend.

§ 24
Studienurlaub

(1) Priester, die zur Absolvierung eines Studiums, das für
den Dienst als förderlich anerkannt wird, ohne seelsorgli-
chen Auftrag beurlaubt werden, erhalten eine Besoldung.
Diese beträgt 90 v. H. nach Besoldungsgruppe A 13 Lan-
desbesoldungsgesetz Baden-Württemberg (LBesGBW),
Stufe 5.

(2) Priester, die zur Absolvierung eines Studiums, das für
den Dienst als förderlich anerkannt wird, beurlaubt wer-
den und einen seelsorglichen Auftrag wahrnehmen, erhal-
ten während der Dauer der gleichzeitigen Wahrnehmung

des seelsorglichen Auftrages weiterhin die Besoldung ih-
res bisherigen Amtes.

§ 25
Sabbatzeiten

(1) In begründeten Fällen wird eine Sabbatzeit zur Wie-
derherstellung der Arbeitskraft verbunden mit einem Auf-
enthalt im Recollectiohaus Münsterschwarzach oder an-
deren geeigneten Einrichtungen unter Fortzahlung der
bisherigen Besoldung gewährt.

(2) In begründeten Fällen wird eine Sabbatzeit als qualifi-
zierte Auszeit bei einem Stellenwechsel oder nach mindes-
tens zwölf Jahren Dienstzeit an einer Stelle unter Fortzah-
lung der bisherigen Besoldung für maximal drei Monate
gewährt.

(3) § 8 Absatz 2 (Wohnungszuschlag) ist entsprechend an-
zuwenden.

§ 26
Sonderfälle

In begründeten Fällen kann das Erzbischöfliche Ordinariat
eine von dieser Ordnung abweichende Regelung treffen.

V. Krankheitsfürsorge und Beihilfe

§ 27
Krankheitsfürsorge

(1) Priester, die Besoldung oder Versorgung nach dieser
Ordnung beziehen, erhalten in Krankheitsfällen Beihil-
fen nach Maßgabe der Beihilfeordnung für Priester der
Erzdiözese Freiburg.

(2) Ist ein Priester infolge einer Krankheit über einen Zeit-
raum von sechs Monaten dienstunfähig und ist nicht zu
erwarten, dass er innerhalb weiterer sechs Monate voll
dienstfähig ist, erhält er die in § 18 Absatz 5 genannten
Ruhestandsbezüge.

§ 28
Sterbemonats-Bezüge

Den Erben oder sonstigen Anspruchsberechtigten des ver-
storbenen Priesters verbleiben für den Sterbemonat die
Bezüge oder das Ruhegehalt des Verstorbenen einschließ-
lich der zur Bestreitung von Dienstaufwendungen be-
stimmten Einnahmen.

VI. Allgemeine Vorschriften

§ 29
Zahlungsweise

(1) Die Besoldungs- oder Versorgungsbezüge werden mo-
natlich im Voraus gezahlt.
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(2) Die Abtretung oder Verpfändung der Besoldungs- oder
Versorgungsbezüge oder eines Teils dieser Bezüge bedarf
der Zustimmung des Erzbischöflichen Ordinariates.

§ 30
Überzahlungen

(1) Zu viel gezahlte Besoldungs- oder Versorgungsbezüge
sind zurückzuzahlen.

(2) In begründeten Ausnahmefällen kann von der Rück-
forderung ganz oder teilweise abgesehen werden.

§ 31
Meldepflichten,

Empfangsbevollmächtigter

(1) Jeder Priester, der Besoldungs- oder Versorgungsbe-
züge gemäß dieser Ordnung erhält, ist verpflichtet, dem
Erzbischöflichen Ordinariat unverzüglich Einkünfte ge-
mäß § 4 der Art und Höhe nach anzuzeigen und die ge-
währende Stelle zu benennen.

(2) Kommt ein Priester der in Absatz 1 genannten Ver-
pflichtung schuldhaft nicht nach, so kann ihm die Besol-
dung oder Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit oder
auf Dauer entzogen werden.

(3) Hat ein Priester im Ruhestand seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland, so kann das Erzbischöfliche Ordinariat die
Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten in der Bun-
desrepublik Deutschland verlangen.

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 32
Einordnung der vorhandenen

Besoldungsempfänger in die Erfahrungs-
stufen der neuen Grundgehaltstabelle

(1) Priester, die schon vor Inkrafttreten dieser Ordnung
Besoldung durch die Erzdiözese Freiburg erhalten haben,
bleiben den Stufen der Besoldungsgruppe zugeordnet,
denen sie bisher zugeordnet waren. Das Aufsteigen in den
Erfahrungsstufen bestimmt sich nach der Ordnung für die
Dienst- und Versorgungsbezüge der Priester vom 8. De-
zember 1997 (ABl. 1997, S. 257), zuletzt geändert am
25. April 2008 (ABl. 2008, S. 281).

(2) Priester, die gemäß der bisherigen Ordnung für die
Dienst- und Versorgungsbezüge der Priester vom 8. De-
zember 1997 (ABl. 1997, S. 257), zuletzt geändert am
25. April 2008 (ABl. 2008, S. 281), nach § 4 Absatz 1 a)
eine Besoldung entsprechend Besoldungsgruppe A 14 er-

halten und nach § 5 Absatz 2 im Aufsteigen der Dienst-
altersstufe gehemmt sind, erhalten ab dem 1. Januar 2021
eine Überleitungszulage in Höhe der Differenz zwischen
ihrer bisherigen Besoldung und der nach dieser Ordnung
gemäß § 8 Absatz 1 b) zugewiesenen Besoldungsgruppe
A 13. Die Überleitungszulage verringert sich bei jeder Er-
höhung der Besoldung nach Inkrafttreten dieser Ordnung
um den Erhöhungsbetrag.

§ 33
Übergangsregelung für Versorgungsempfänger

(1) Die Höhe des Ruhegehalts der Priester, die vor dem
1. Januar 2021 in den Ruhestand getreten sind, wird nach
der Ordnung für die Dienst- und Versorgungsbezüge der
Priester vom 8. Dezember 1997 (ABl. 1997, S. 257),
zuletzt geändert am 25. April 2008 (ABl. 2008, S. 281),
berechnet.

(2) Die Höhe der Tischtitelsbezüge der Priester, die vor
dem 1. Januar 2021 Empfänger von Tischtitelsbezügen
sind, wird nach § 21 Absatz 3 neu berechnet. Verringe-
rungen zwischen den bisherigen Bezügen und den neu
festgesetzten Tischtitelsbezügen werden durch eine Über-
leitungszulage ausgeglichen. Die Überleitungszulage ver-
ringert sich bei jeder Erhöhung der Versorgungsbezüge
nach Inkrafttreten dieser Ordnung um den Erhöhungs-
betrag.

§ 34
Inkrafttreten

Die Ordnung für die Dienst- und Versorgungsbezüge der
Priester tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.

Die Ordnung für die Dienst- und Versorgungsbezüge der
Priester vom 8. Dezember 1997 (ABl. 1997, S. 257),
zuletzt geändert am 25. April 2008 (ABl. 2008, S. 281),
wird – mit Ausnahme der in §§ 32 und 33 dieser Ordnung
vorgesehenen Sonderfälle – zum selben Zeitpunkt außer
Kraft gesetzt.

Ebenfalls wird die Verordnung des Erzbischofs über die
Versorgung ausländischer Geistlicher vom 3. Dezember
1979 (ABl. 1979, S. 234), zuletzt geändert am 23. März
1999 (ABl. 1999, S. 64), zum 31. Dezember 2020 außer
Kraft gesetzt.

Freiburg im Breisgau, den 8. Dezember 2020

Erzbischof Stephan Burger
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Anlage 1

I. Besoldungstabelle der Priester nach Ablegung des Pfarrexamens (ohne Vikare)

§ 8 Abs. 1 lit. a PrBesO

II. Besoldungstabelle der Priester vor Ablegung des Pfarrexamens (ohne Vikare)

§ 8 Abs. 1 lit. b PrBesO

III. Besoldungstabelle der Vikare

§ 8 Abs. 1 lit. c PrBesO

5

6

7

8

9

10

11

12 5.479,15 €

5.304,35 €

5.129,56 €

4.954,82 €

Erfahrungsstufe

4.780,01 €

4.605,25 €

ausgehend von Besoldungsgruppe 

A 14 LBesGBW

4.343,08 €

4.080,91 €

5

6

7

8

9

10

11

12

ausgehend von Besoldungsgruppe
Erfahrungsstufe

4.097,10 €

4.568,83 €

4.434,07 €

4.299,28 €

4.973,18 €

4.838,43 €

4.703,62 €

3.894,94 €

A 13 LBesGBW

100 v. H.

5

6 4.097,10 €

7 4.299,28 €

8 4.434,07 €

9 4.568,83 €

10 4.703,62 €

11 4.838,43 €

12 4.973,18 €

3.505,45 €

A 13 LBesGBW

ausgehend von Besoldungsgruppe

90 v. H.

Erfahrungsstufe
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IV. Besoldungstabelle der Priester in höheren Ämtern
§ 8 Abs. 1 lit. e PrBesO

A 16 LBesGBW

6 5.429,29 €

7 5.762,63 €

8 6.029,36 €

9 6.296,07 €

10 6.562,73 €

11 6.829,41 €

12 7.096,11 €

5.366,53 €

5.597,11 €

5.827,72 €

Erfahrungsstufe
ausgehend von Besoldungsgruppe

6.058,29 €

6.288,92 €

5.135,93 €

4.847,71 €

A 15 LBesGBW

V. Tabelle der Ruhestandsbezüge
§ 18 PrBesO

3.597,47 €

3.823,29 €

73,25 %

73,75 %

72,75 %

4.274,93 €

4.049,11 €

68,15 %

71,75 %

4.563,48 €

4.594,85 €

72,25 %

57,35 %

60,95 %

64,55 %

4.500,76 €

4.532,12 €

4.626,21 €

4.657,58 €74,25 %

Hundersatz aus dem Aktivbezug
A 14 LBesGBW

ausgehend von Besoldungsgruppe

VI. Tabelle der Ruhestandsbezüge der Priester in höheren Ämtern
§ 17 Abs. 3 PrBesO

A 16 LBesGBW

74,25 % 5.858,17 €

73,75 % 5.818,72 €

73,25 % 5.779,27 €

72,75 % 5.739,82 €

72,25 % 5.700,37 €

71,75 % 5.660,92 €

68,15 % 5.376,89 €

64,55 % 5.092,86 €

60,95 % 4.808,83 €

57,35 % 4.524,79 €

Hundersatz aus dem Aktivbezug
ausgehend von Besoldungsgruppe

A 15 LBesGBW

5.258,83 €

4.826,79 €

4.571,82 €

4.316,84 €

4.061,87 €

5.223,42 €

5.188,00 €

5.152,59 €

5.117,18 €

5.081,77 €
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VII. Tischtitelsbezüge

§ 21 PrBesO 1.820,41 €

VIII. Ausbildungsvergütung der Priesterkandidaten
in der pastoralpraktischen Ausbildung

§ 23 PrBesO 2.567,72 €

Anlage 2

Wohnungszuschlag
nach § 8 Abs. 2 PrBesO / § 17 Abs. 4 PrBesO

in den Fällen von § 8 Abs. 1 lit. a, b, c und e 793,68 €
(Pfarrer, Pfarradministratoren, Kooperatoren
oder in der Kategorialseelsorge sowie
Priester in höheren Ämtern)

in den Fällen von § 8 Abs. 1 lit. c + § 23 714,31 €
(Vikare und Priesterkandidaten in
der pastoralpraktischen Ausbildung)

in den Fällen von § 17 Abs. 4 569,47 €
(Priester im Ruhestand)

Anlage 3

Mietwertzulage (§ 11 Abs. 4 PrBesO)

Priester, die aufgrund eines hohen zu versteuernden Miet-
wertes oder durch die Nebenkosten für eine ihnen zuge-
wiesene Dienstwohnung mit großer Wohnfläche finanziell
stark belastet werden, können als Ausgleich eine monatli-
che steuerpflichtige Mietwertzulage erhalten.

Die Festlegung der Höhe der Mietwertzulage wird pau-
schal anhand von Tabellenwerten vorgenommen. In die-
ser Tabelle werden drei Gruppen von Pfarrhäusern auf-
grund ihrer Größe (bis 120 m², von 121 bis 150 m² und
über 150 m² Wohnfläche) zusammengefasst und die je-
weilige Höhe der Zulage in Abhängigkeit vom zu versteu-
ernden Mietwert festgesetzt.

Die Zulage wird monatlich mit den Bezügen des Priesters
steuerpflichtig ausbezahlt.

Ergänzende Erläuterungen zur neuen Priesterbesol-
dungsordnung:

– Dienstwohnungen: Bei der steuerlichen Behandlung
der Dienstwohnungen ist zu beachten, dass auch Ein-
bauküchen in die Berechnung der ortsüblichen Miete
einbezogen werden müssen. Der Priesterrat hat sich

deshalb in seiner Sitzung am 17. Juli 2019 mehrheitlich
dafür ausgesprochen, dass Priester beim Bezug einer
Dienstwohnung die Küchenmöbel künftig selbst erwer-
ben und mit ihnen umziehen oder sie beim Auszug an
den Wohnungsnachfolger verkaufen. Diese Regelung
wird bei Neuanschaffung einer Küche ab 1. Januar 2021
angewandt. Für Vikare gelten eigene Regelungen, die
mit der Überarbeitung des Vikarsstatuts im kommen-
den Jahr aktualisiert werden.

– Zuschuss für die Anstellung von Pfarrhaushälterin-
nen: Nach der neuen Priesterbesoldungsordnung ist ein
Zuschuss zur Vergütung bei der Anstellung einer Pfarr-
haushälterin auch dann möglich, wenn ein sozialversi-
cherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis mit der
Haushälterin im Umfang von weniger als 50 % eines
Vollzeitarbeitsverhältnisses begründet wird.

– Priesterpensionäre: Die Einzelabrechnung von Seel-
sorgsaushilfen ist nicht mehr möglich, dafür wurde die
Subsidiarsvergütung angehoben. Subsidiarsernennun-
gen können künftig auch von den Dekanen für das gan-
ze Dekanatsgebiet beantragt werden. Im Weiteren wird
auf die Ordnung über die Vergütung von Subsidiaren
und Seelsorgsaushilfen (SubSeO), ABl. 33/2020 S. 457,
verwiesen.

– Dienstwohnungen bei Priesterpensionären: Die Ver-
gabe einer Dienstwohnung an Priesterpensionäre ist
künftig in der Regel aus rechtlichen Gründen nicht mehr
vorgesehen. Gerne kann aber eine Pfarrhauswohnung
von der Kirchengemeinde an einen Priesterpensionär
im Rahmen eines Mietverhältnisses vergeben werden
– sofern das vom pastoralen Gebäudekonzept der Kir-
chengemeinde gedeckt ist. Im Sinne einer Übergangs-
lösung sind Priesterpensionäre, die zum jetzigen Zeit-
punkt bereits in einer Dienstwohnung wohnen, von
dieser Veränderung nicht betroffen, solange seelsorg-
liche Dienste für die entsprechende Kirchengemeinde
geleistet werden.

– Priester ohne Pfarrexamen: Priester, die die Vikars-
zeit hinter sich haben und kein Pfarrexamen vorweisen
können, werden grundsätzlich nach Besoldungsgruppe
A 13 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg
(LBesGBW) besoldet.

Priester anderer Diözesen oder Ordensleute haben die
Möglichkeit, eine äquivalente Prüfung (z. B. zweite
Dienstprüfung in einer anderen Diözese, theologische
oder kanonistische Promotion) mit entsprechenden
Ergänzungsfortbildungen vom Erzbischöflichen Ordi-
nariat als gleichwertig anerkennen zu lassen, wenn sie
die Einführung zur Erteilung von Religionsunterricht
erfolgreich absolviert haben.
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Nr. 355

Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung
des Leids

Inhaltsübersicht

Präambel

1. Begriffsbestimmungen

2. Persönlicher Anwendungsbereich

3. Sachlicher Anwendungsbereich

4. Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen

a) Mitgliedschaft

b) Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für
Anerkennungsleistungen

c) Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für
Anerkennungsleistungen

5. Antragstellung

6. Prüfung der Plausibilität

7. Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten
Einzelfall

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in An-
erkennung des Leids

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paarberatung

10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur An-
erkennung des Leids

11. Leistungsinformation und Auszahlung

12. Erneute Befassung und Vorbringen neuer Informationen

13. Berichtswesen

14. Datenschutz und Aufbewahrung

15. Schlussbestimmungen

Präambel

Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen.1 Sexueller Miss-
brauch an Minderjährigen sowie an schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen – gerade wenn Kleriker, Ordens-
leute oder Beschäftigte im kirchlichen Dienst solche Taten
begehen –, erschüttert nicht selten bei den Betroffenen und
ihren Angehörigen sowie Nahestehenden und Hinterblie-
benen das Grundvertrauen in die Menschen und in Gott.2

In jedem Fall besteht die Gefahr schwerer physischer und
psychischer Schädigungen. Erlittenes Leid kann nicht un-
geschehen gemacht werden.

Im Bewusstsein dessen, in Umsetzung der Erkenntnisse
der MHG-Studie und in Weiterentwicklung des Verfah-
rens zur Anerkennung des Leids ergeht deshalb diese Ord-

nung für das Verfahren Anerkennung des Leids, die die
bisher geltenden Regelungen zum Verfahren zu Leistun-
gen in Anerkennung zugefügten Leids ablösen.

Durch die materiellen Leistungen soll gegenüber den Be-
troffenen zum Ausdruck gebracht werden, dass die deut-
schen Bistümer Verantwortung für erlittenes Unrecht und
Leid übernehmen. Die primäre Verantwortung zur Er-
bringung von Leistungen liegt beim Täter. Überdies gibt
es auch eine Verantwortung der kirchlichen Institutio-
nen über den einzelnen Täter hinaus. Die Leistungen in
Anerkennung des Leids werden durch die Diözesen in
Deutschland als freiwillige Leistungen und unabhängig
von Rechtsansprüchen erbracht. Dies geschieht als Zei-
chen der institutionellen Mitverantwortung und zur Sicher-
stellung von Leistungen an Betroffene ohne eine gericht-
liche Geltendmachung und insbesondere, wenn nach
staatlichem Recht vorgesehene Ansprüche gegenüber dem
Beschuldigten wegen Verjährung oder Tod nicht mehr gel-
tend gemacht werden können.

Die Regelungen der „Ordnung für den Umgang mit sexu-
ellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfe-
bedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung bleiben durch diese Ordnung unberührt.

1. Begriffsbestimmungen

(1) Materielle Leistungen in Anerkennung des Leids sind
Geldzahlungen nach Maßgabe des Abschnitts 8 dieser
Ordnung.

(2) Kosten für Therapie und Paarberatung sind Leistun-
gen nach Abschnitt 9 dieser Ordnung.

(3) Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Minderjäh-
rige und Personen nach Abschnitt 1 Absatz 5, zu deren
Lasten eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 begangen wurde.

(4) Ein kirchlicher Kontext im Sinne dieser Ordnung ist
gegeben, wenn eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 began-
gen wurde von Klerikern der Erzdiözese Freiburg oder
von

– Ordensangehörigen in einem Gestellungsverhältnis im
Jurisdiktionsbereich des Diözesanbischofs,

– Kandidaten für das Weiheamt im Bereich der Erzdiö-
zese Freiburg,

– Kirchenbeamten der Erzdiözese Freiburg,

– Mitarbeitern eines der verfassten Kirche im Bereich
der Erzdiözese Freiburg zugehörenden Rechtsträgers,

– zu ihrer Berufsausbildung tätigen Personen eines der
verfassten Kirche im Bereich der Erzdiözese Freiburg
zugehörenden Rechtsträgers,
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– nach dem Bundesfreiwilligengesetz (BFDG) oder dem
Jugendfreiwilligendienstgesetz (JFDG) oder in ver-
gleichbaren Diensten tätigen Personen sowie Prakti-
kanten eines der verfassten Kirche im Bereich der Erz-
diözese Freiburg zugehörenden Rechtsträgers,

– Ehrenamtlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit eines der
verfassten Kirche im Bereich der Erzdiözese Freiburg
zugehörenden Rechtsträgers

im Rahmen der Erfüllung ihres dienstlichen Auftrags.

(5) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne
dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225
Absatz 1 2. Alt. StGB3. Diesen Personen gegenüber tra-
gen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere Ver-
antwortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und Obhut
anvertraut sind oder weil bei ihnen allein aufgrund ihrer
Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefähr-
dung im Sinne dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind
darunter Personen zu verstehen, die einem besonderen
Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen
sind. Ein solches besonderes Macht- und/oder Abhängig-
keitsverhältnis kann auch im seelsorglichen Kontext ge-
geben sein oder entstehen.

(6) Ansprechpersonen sind die nach Abschnitt 4 der „Ord-
nung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minder-
jähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener
durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen
Dienst“ in der Erzdiözese Freiburg beauftragten Personen.

2. Persönlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung findet Anwendung auf Anträge auf mate-
rielle Leistungen in Anerkennung des erlittenen Leids von
Betroffenen, die in der Erzdiözese Freiburg als Minder-
jährige oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sexu-
ellen Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen
Kontext erlitten haben.

3. Sachlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen sowohl
des kirchlichen als auch des staatlichen Rechts. Der Be-
griff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ordnung um-
fasst sowohl strafbare als auch nicht strafbare sexualbe-
zogene Handlungen und Grenzverletzungen. Die Ordnung
bezieht sich

a) auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Beson-
deren Teils des Strafgesetzbuches (StGB) sowie wei-
tere sexualbezogene Straftaten,

b) auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Verbindung
mit Art. 6 § 1 SST4, nach can. 1387 CIC in Verbindung
mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art 4 § 1 n. 1 SST
in Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie an

Minderjährigen oder an Personen, deren Vernunftge-
brauch habituell eingeschränkt ist, begangen werden,

c) auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) des Motu proprio
„Vos estis lux mundi“,

d) unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzel-
falls auf Handlungen unterhalb der Schwelle der Straf-
barkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie
im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang
mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen
Erwachsenen eine sexualbezogene Grenzverletzung
oder einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

4. Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen

Über die Höhe materieller Leistungen in Anerkennung des
Leids entscheidet eine zentrale und unabhängige Kom-
mission für Anerkennungsleistungen.

a) Mitgliedschaft

(1) Der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen (UKA) gehören mindestens sieben Personen an.

(2) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission sollen
über psychiatrische/trauma-psychologische, (sozial-)pä-
dagogische, juristische, medizinische oder theologische
Ausbildungsabschlüsse und Berufserfahrung verfügen.
Mindestens ein Mitglied muss die Befähigung zum staat-
lichen Richteramt besitzen. Sie sollen in keinem Arbeits-
oder Beamtenverhältnis zu einem kirchlichen Rechtsträger
stehen oder in der Vergangenheit gestanden haben.

(3) Die Mitglieder werden durch den Vorsitzenden der
Deutschen Bischofskonferenz im Benehmen mit der Deut-
schen Ordensobernkonferenz nach Bestätigung durch den
Ständigen Rat der Deutschen Bischofskonferenz für die
Amtszeit von vier Jahren ernannt. Eine Wiederernennung
ist möglich. Die Namen der Mitglieder werden auf der
Webseite der Deutschen Bischofskonferenz veröffentlicht.

(4) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.
Sie erhalten eine angemessene Aufwandsentschädigung, Er-
stattung der Reisekosten sowie Angebote zur Supervision.

(5) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen sind von Weisungen unabhängig
und nur an diese Ordnung und ihr Gewissen gebunden.
Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission haben über
die Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen aufgrund
ihrer Zugehörigkeit zu diesem Gremium bekannt gewor-
den sind, Stillschweigen zu bewahren. Dies gilt auch nach
ihrem Ausscheiden aus der Unabhängigen Kommission
für Anerkennungsleistungen.
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(6) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen wählen mit der Mehrheit von Zwei-
dritteln der Mitglieder für die jeweilige Amtszeit ein Mit-
glied zum Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied als Stell-
vertreter.

(7) Ein Mitglied der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen kann jederzeit ohne Angabe von
Gründen seine Mitgliedschaft beenden. Dies ist dem Vor-
sitzenden der Deutschen Bischofskonferenz schriftlich
mitzuteilen.

(8) Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Kommission
für Anerkennungsleistungen kann bei unüberbrückbaren
Differenzen, die eine vertrauensvolle Zusammenarbeit in-
nerhalb der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen unmöglich erscheinen lassen, durch Be-
schluss der Unabhängigen Kommission beendet werden.
Die Entscheidung hierzu muss durch eine 5/7 Mehrheit
der Mitglieder erfolgen.

(9) Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit vorzeitig
aus, erfolgt eine Nachbenennung für die restliche Amts-
zeit nach Maßgabe der Bestimmungen in den Absätzen 2
und 3.

b) Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für
Anerkennungsleistungen

(1) Bei der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Der
Verband der Diözesen Deutschlands (Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts) ist Träger der Geschäftsstelle. Diese
wird in dem für die Aufgabenerfüllung erforderlichen
Umfang personell, finanziell und sächlich ausgestattet.

(2) Die Kommunikation mit den kirchlichen Institutionen
und den Ansprechpersonen erfolgt ausschließlich über die
Geschäftsstelle.

(3) Die Geschäftsstelle unterstützt die Unabhängige Kom-
mission für Anerkennungsleistungen in enger Abstimmung
mit dem Vorsitzenden bei der Erledigung seiner Aufgaben.
Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören insbeson-
dere:

– die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Unab-
hängigen Kommission,

– die Entgegennahme von durch kirchliche Institutionen
oder Ansprechpersonen übersandten Anträgen auf An-
erkennung des Leids,

– die das einzelne Verfahren betreffende Kommunikation
mit den betroffenen kirchlichen Institutionen,

– die Aufbereitung der Anträge zur Entscheidung und
die notwendigen Maßnahmen zum Schutz der perso-
nenbezogenen Daten,

– die Dokumentation der Entscheidungen der Unab-
hängigen Kommission für Anerkennungsleistungen,

– die Anweisung der Auszahlung von festgelegten ma-
teriellen Leistungen,

– die Aufbewahrung der Anträge unter Wahrung des staat-
lichen und kirchlichen Datenschutz- und Archivrechts.

(4) Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen Weisun-
gen des Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission.

(5) Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben über die
Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer
Mitarbeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu be-
wahren. Dies gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der
Geschäftsstelle.

c) Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für
Anerkennungsleistungen

(1) Die Sitzungen der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen sollen mindestens vierteljährlich
stattfinden, bei Bedarf auch häufiger. Die Geschäftsstelle
terminiert die Sitzungen in Abstimmung mit dem Vorsit-
zenden und lädt hierzu rechtzeitig ein. Ein Mitarbeiter der
Geschäftsstelle nimmt an den Sitzungen der Unabhängigen
Kommission als Protokollführer ohne Stimmrecht teil, so-
weit die Unabhängige Kommission nichts anderes be-
schließt.

(2) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen tagt nicht-öffentlich.

(3) Durch die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen erfolgen keine Anhörungen der Antrag-
stellenden. Eigene Recherchen führt die Unabhängige
Kommission nicht durch. Sofern der Berichterstatter je-
doch grundlegende Fragen zu dem vorgelegten Fall hat,
deren Beantwortung er als notwendig und maßgeblich im
Hinblick auf die Gesamtbewertung befindet, so leitet die
Geschäftsstelle diese Fragen an die zuständige Ansprech-
person oder kirchliche Institution weiter.

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen trifft ihre Entscheidungen grundsätzlich in Sit-
zungen. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf ihrer
Mitglieder anwesend sind. Sie trifft ihre Entscheidungen
durch Beschluss, wobei Einstimmigkeit angestrebt wird.
Ist Einstimmigkeit nicht erreichbar, werden die Entschei-
dungen mit einfacher Mehrheit getroffen. Bei Stimm-
gleichheit entscheidet der Vorsitzende. Enthaltungen wer-
den als nicht abgegebene Stimme gewertet.

(5) Wenn alle Mitglieder der Unabhängigen Kommission
für Anerkennungsleistungen einverstanden sind, können
Sitzungen auch als Telefon- oder Videokonferenzen statt-
finden; Beschlüsse sind unverzüglich zu dokumentieren.
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(6) Der Vorsitzende der Unabhängigen Kommission für
Anerkennungsleistungen bestimmt für jeden zu bearbei-
tenden Antrag ein Mitglied als Berichterstatter.

(7) Die Mitglieder erhalten Einsicht in die Unterlagen.

(8) Zur Organisation der Arbeit und zur Bestimmung der
Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle kann sich die
Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen
eine Geschäftsordnung geben.

5. Antragstellung

(1) Personen, die angeben, als Minderjährige oder schutz-
und hilfebedürftige Erwachsene sexuellen Missbrauch im
Sinne dieser Ordnung im kirchlichen Kontext erlitten zu
haben, können einen Antrag auf materielle Leistungen in
Anerkennung des Leids und/oder Übernahme von Kos-
ten für Therapie oder Paarberatung stellen.

(2) Für die Entgegennahme von Anträgen auf materielle
Leistungen gemäß dieser Ordnung sind in aller Regel die
Ansprechpersonen der betroffenen kirchlichen Institutio-
nen, in dessen Dienst der Beschuldigte zum Tatzeitpunkt
beschäftigt war, zuständig, die den Antragstellern, sofern
von diesen gewünscht, auch Hilfestellung bei der Antrag-
stellung leisten. Es sind die von der Deutschen Bischofs-
konferenz und der Unabhängigen Kommission für Aner-
kennungsleistungen vorgesehenen Formulare zu  verwen-
den. Die Richtigkeit aller Angaben ist an Eides statt zu
versichern.

(3) Der Antrag kann ausnahmsweise auch unmittelbar an
die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen
übermittelt werden, wenn die verantwortliche kirchliche
Trägerinstitution nicht mehr existiert und es keinen Rechts-
nachfolger gibt. Die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kom-
mission koordiniert in diesem Fall die weitere Bearbei-
tung und Prüfung der Plausibilität. Sofern Anträge direkt
an die Unabhängige Kommission gestellt werden und die
verantwortliche kirchliche Institution noch existiert oder
es einen Rechtsnachfolger gibt, leitet die Geschäftsstelle
diese an die zuständige kirchliche Institution weiter.

(4) Im Falle eines laufenden staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahrens soll die Bearbeitung des Antrags so-
lange ruhen, bis in Abstimmung mit den Ermittlungsbe-
hörden eine Anhörung des Beschuldigten im Rahmen der
Plausibilitätsprüfung ohne Beeinträchtigung der staatsan-
waltlichen Ermittlungen möglich ist.

6. Prüfung der Plausibilität

(1) Die Ansprechpersonen prüfen mit der vom Antrag be-
troffenen kirchlichen Institution die Plausibilität der von
der antragstellenden Person erhobenen Beschuldigungen.

Die Plausibilität einer Tatschilderung, beispielsweise zu
Beschuldigtem, Tatort, Tatzeit und Tathergang, als Vor-
aussetzung für den Erhalt von materiellen Leistungen ist
dann gegeben, wenn sie objektiven Tatsachen nicht wi-
derspricht und im Übrigen bei Würdigung aller Umstän-
de eine überwiegende Wahrscheinlichkeit für ihre Rich-
tigkeit spricht.

(2) Einer Plausibitätsprüfung bedarf es nicht, wenn die
geschilderte Tat bereits durch ein kirchliches oder staatli-
ches Strafverfahren rechtskräftig festgestellt wurde oder
im Rahmen einer kirchlichen Voruntersuchung oder eines
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens in objek-
tiver Hinsicht tatbestandlich festgestellt wurde, aber auf-
grund von Verfolgungsverjährung eingestellt wurde.

(3) Nach Abschluss der Plausbilitätsprüfung wird der origi-
nale und vollständige Antrag von den Ansprechpersonen
oder der kirchlichen Institution an die Geschäftsstelle der
Unabhängigen Kommission weitergeleitet. Dem Antrag ist
ein Votum zur Plausibilität beizufügen, das durch die An-
sprechperson und die kirchliche Institution erstellt wurde.

(4) Die Geschäftsstelle prüft die Angaben zur Plausibili-
tätsprüfung. Sie prüft auch, ob die antragsstellende Per-
son bereits einen Antrag auf Anerkennung des Leids ge-
stellt hat. Liegen der Geschäftsstelle relevante Informa-
tionen vor, die der Ansprechperson oder kirchlichen In-
stitution offensichtlich nicht bekannt waren, übermittelt
sie diese, soweit rechtlich zulässig, an die kirchliche In-
stitution. Die Ansprechperson und die kirchliche Institu-
tion können auf dieser Grundlage ihr Votum überarbeiten.

(5) Bei unklaren oder unvollständigen Angaben zur
Plausibilitätsprüfung stellt die Geschäftsstelle Rückfragen
an die den Antrag betreffende Ansprechperson oder kirch-
liche Institution. In diesem Fall sollen diese innerhalb von
vier Wochen ihre Angaben präzisieren, vervollständigen
oder dokumentieren, warum keine weiteren Angaben
möglich sind. Der Vorgang wird durch die Geschäftsstelle
dokumentiert.

(6) Kommt die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen zu dem Ergebnis, dass das Votum zur
Plausibilität nicht nachvollziehbar ist, nimmt die Ge-
schäftsstelle Kontakt zur Ansprechperson oder kirchlichen
Institution auf und übermittelt die Begründung. Die An-
sprechperson oder kirchliche Institution können hierzu
innerhalb von vier Wochen Stellung nehmen. Anschließend
ist zwischen der kirchlichen Institution und dem Vorsit-
zenden der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen eine gemeinsame Entscheidung über das Ergeb-
nis der Plausibilitätsprüfung herbeizuführen.

(7) Sofern die Plausibilität abschließend verneint wurde,
erfolgt eine Information über diese Entscheidung an die
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Ansprechperson und die kirchliche Institution. Diese wie-
derum informieren den Antragssteller. In diesem Fall en-
det die Befassung durch die Unabhängige Kommission
für Anerkennungsleistungen und der Antrag wird bei der
Geschäftsstelle gemäß Abschnitt 14 verwahrt.

(8) Sofern die Plausibilität bejaht wurde, ist gemäß Ab-
schnitt 8 zu verfahren.

7. Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten
Einzelfall

Orientierungspunkte für die Höhe der materiellen Leis-
tung können insbesondere sein:

– die Häufigkeit des Missbrauchs,

– das Alter des Betroffenen zum Zeitpunkt des Missbrauchs,

– die Zeitspanne in Fällen fortgesetzten Missbrauchs,

 – die Anzahl der Täter,

– die Art der Tat,

– die Anwendung oder die Androhung von körperlicher
Gewalt beim sexuellen Missbrauch,

– der Einsatz von Alkohol, Drogen oder Waffen,

– ein bestehendes Abhängigkeitsverhältnis und Kontrolle
(zum Beispiel: Heim, Internat) zum Zeitpunkt der Tat,

– die Ausnutzung der besonderen Hilfsbedürftigkeit des
Betroffenen,

– der Ort des Missbrauchs (zum Beispiel: sakraler Kontext),

– die Art der körperlichen und seelischen Beeinträch-
tigungen sowie weitere Folgen für den Betroffenen,

– die Ausnutzung eines besonderen Vertrauensverhält-
nisses im kirchlichen Bereich,

– das Verhalten des Beschuldigten nach der Tat,

– ein institutionelles Versagen durch kirchliche Verant-
wortungsträger, sofern es ursächlich oder mitursächlich
für den Missbrauch war oder diesen begünstigt oder
nicht verhindert hat.

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in
Anerkennung des Leids

(1) Die Leistungshöhe im Einzelfall wird durch die Unab-
hängige Kommission für Anerkennungsleistungen auf der
Grundlage des von der Deutschen Bischofskonferenz be-
schlossenen finanziellen Zahlungsrahmens, der sich am

oberen Bereich der durch staatliche Gerichte in vergleich-
baren Fällen zuerkannten Schmerzensgelder orientiert,
festgelegt. Dieser Zahlungsrahmen sieht Leistungen bis
50.000 Euro vor.

(2) Die Leistungen werden grundsätzlich als Einmalzah-
lungen ausgezahlt. Dabei kann in begründeten Einzelfäl-
len auch eine Leistungsauszahlung in monatlichen oder
jährlichen Raten erfolgen, wenn dies aus bestätigter the-
rapeutischer Sicht im Interesse des Betroffenen angezeigt
ist oder der Betroffene dies wünscht. Eine zusätzlich be-
antragte Erstattung von Kosten für Therapie und/oder
Paarberatung bleibt davon unberührt.

(3) In Ausnahmen können in besonders schweren Härte-
fällen höhere Leistungen oder anderweitige Unterstützun-
gen durch die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen mit Zustimmung der kirchlichen Insti-
tution festgelegt werden.

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paarbe-
ratung

(1) Die Prüfung der Voraussetzungen einer Kostenerstat-
tung, die Leistungsfestsetzung und Auszahlung der Kos-
ten für Therapie und Paarberatung erfolgt unmittelbar und
selbstständig durch die betroffene kirchliche Institution.

(2) Auf der Grundlage eines von einem approbierten Psy-
chotherapeuten vorgelegten Behandlungsplans werden
Behandlungskosten (max. 50 Sitzungen) bis zur Höhe des
Stundensatzes erstattet, der bei einer verhaltenstherapeu-
tischen Behandlung entsprechend der Gebührenordnung
für Psychotherapeuten (GOP) gezahlt wird, sofern die
Krankenkasse oder ein anderer Kostenträger diese nicht
übernimmt. Die Psychotherapeuten können eine Kosten-
übernahmezusage erhalten. Gegen Vorlage der von Psy-
chotherapeut und Patient abgezeichneten Rechnung wer-
den die Kosten erstattet.

(3) Auf der Grundlage des von einem Paarberater, der
Psychologe oder Psychotherapeut sein muss, vorgelegten
Behandlungsplans werden 25 Sitzungen für einen Stun-
densatz in Höhe von max. 125 Euro übernommen. Der
Paarberater kann eine Kostenübernahmezusage erhalten.
Gegen Vorlage der von dem Paarberater und den Klienten
abgezeichneten Rechnung werden die Kosten erstattet.

(4) Darüber hinaus beteiligt sich die Deutsche Bischofs-
konferenz – vorerst bis zum 31. Dezember 2023 – am
Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für Betroffene sexuel-
len Missbrauchs, durch das Betroffene Unterstützung und
Linderung von Folgewirkungen erhalten können, wenn
Leistungen nicht von bestehenden Hilfesystemen über-
nommen werden. Die Anträge sind über die Geschäfts-
stelle des Fonds Sexueller Missbrauch zu stellen.
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10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur
Anerkennung des Leids

(1) Auch Personen, die bereits vor dem 1. Januar 2021
Leistungen in Anerkennung des Leids erhalten haben, sind
antragsberechtigt. Die Anträge sind mit dem dafür vorge-
sehenen Formular in der Regel bei den Ansprechpersonen
der zuständigen kirchlichen Institution zu stellen.

(2) In aller Regel verzichtet die kirchliche Institution zu-
gunsten des Betroffenen auf eine erneute Prüfung der
Plausibilität. Sofern nach Einschätzung der kirchlichen
Institution eine erneute Prüfung der Plausibilität notwen-
dig ist, sollen die zu erhebenden Informationen möglichst
durch Auswertung der bestehenden Akten eingeholt wer-
den. Auf erneute Gespräche mit dem Betroffenen sowie
alle Handlungen, die eine Retraumatisierung herbeifüh-
ren können, ist nach Möglichkeit zu verzichten.

(3) Die kirchliche Institution bestätigt anschließend das
bereits durchgeführte Verfahren zur Anerkennung des
Leids, vermerkt die Höhe der bereits ausgezahlten Leis-
tungen an den Betroffenen und leitet den Antrag nebst
dem Votum über die gegebenenfalls durchgeführte Plausi-
bilitätsprüfung an die Geschäftsstelle der Unabhängigen
Kommission für Anerkennungsleistungen weiter.

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen bestimmt die neue Leistungshöhe unter Berück-
sichtigung der ergangenen Empfehlung der Zentralen
Koordinierungsstelle im bis zum 31. Dezember 2020 gül-
tigen Verfahren zur Anerkennung des Leids.

(5) Bereits ausgezahlte finanzielle Leistungen durch eine
kirchliche Institution oder den Beschuldigten werden auf
die festgelegte materielle Leistung angerechnet. Dies gilt
nicht für Zahlungen im Zusammenhang mit einer Thera-
pie wegen des durch einen sexuellen Missbrauch verur-
sachten Leids.

11. Leistungsinformation und Auszahlung

(1) Alle Leistungen sind freiwillige Leistungen der kirch-
lichen Institutionen in Anerkennung des erlittenen Leids
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht.

(2) Die Geschäftsstelle unterrichtet die zuständige kirch-
liche Institution sowie die zuständige Ansprechperson
schriftlich über die festgelegte Leistungshöhe.

(3) Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende
Person anschließend schriftlich über die festgelegte Leis-
tungshöhe und weist auf die Freiwilligkeit der Leistung
nach Absatz 1 hin.

(4) Die Auszahlung erfolgt anschließend durch die Ge-
schäftsstelle der Unabhängigen Kommission für Aner-

kennungsleistungen. Die kirchliche Institution stellt die
notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung.

12. Erneute Befassung und Vorbringen neuer Informa-
tionen

Es steht den Betroffenen frei, über die Ansprechpersonen
oder zuständige kirchliche Institution den Antrag nach
Abschluss des Verfahrens mit neuen Informationen der
Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen
zur erneuten Prüfung vorzulegen. In diesem Fall ist, so-
fern notwendig, gemäß den Bestimmungen in den Ab-
schnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Ergebnis der Prü-
fung wird der Betroffene unterrichtet.

13. Berichtswesen

Die Geschäftsstelle erstellt in Abstimmung mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen jährlich einen schriftlichen Tätigkeitsbe-
richt. Der Bericht wird veröffentlicht.

14. Datenschutz und Aufbewahrung

(1) Soweit diese Ordnung auf personenbezogene Daten ein-
schließlich deren Verarbeitung anzuwenden ist, geht sie den
Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz
(KDG) sowie der Anordnung über die Sicherung und Nut-
zung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche
Archivordnung – KAO) vor, sofern sie deren Datenschutz-
niveau nicht unterschreitet. Im Übrigen gelten das KDG,
die zu seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-
DVO) sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO).

(2) Die personenbezogenen Daten der Betroffenen aus
Anträgen auf Anerkennung des Leids dürfen nur verar-
beitet werden, sofern die Betroffenen jeweils ihre schrift-
liche Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener
und besonderer Kategorien personenbezogener Daten zum
Zwecke der Antragsbearbeitung und der Erfüllung der Auf-
gaben der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen ausdrücklich erteilt haben.

15. Schlussbestimmungen

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 16. Dezember 2020

Erzbischof Stephan Burger
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Anmerkungen:

1 „Sexueller  Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard Marx,
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, Statement zur Vorstel-
lung der Studie „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katho-
lische Priester, Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich
der Deutschen Bischofskonferenz“ am 25. September 2018 in Fulda.

2 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in
geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die ge-
wählte Form schließt alle Geschlechter ein.

3 Wer eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die
1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem Hausstand ange-
hört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen wor-
den oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses
untergeordnet ist, (…). (StGB § 225 Absatz 1)

4 Papst Johannes Paul II., Motu proprio Sacramentorum sanctitatis tutela
(SST) vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte
normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de gravioribus
delictis vom 21. Mai 2010 vor. (Diese Normen werden zitiert unter
Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kür-
zels für das Bezugsdokument: SST.)

Nr. 356

Gesetz über das Verwaltungsverfahren im
kirchlichen Datenschutz (KDS-VwVfG)

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 23.11.2020
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Präambel

Unter Berücksichtigung der kirchenrechtlichen Vorgaben,
insbesondere des Codex Iuris Canonici (CIC), wird hiermit
das nachfolgende Gesetz erlassen, auf dessen Grundlage die
kirchliche Datenschutzaufsicht im Rahmen ihrer Zuständig-
keiten nach Art. 91 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung – DSGVO) und §§ 42 ff. des Gesetzes über
den Kirchlichen Datenschutz (KDG) handelt.

Abschnitt 1
Anwendungsbereich und Verfahrensgrundsätze

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die nach außen gerichtete Tätigkeit
der gemäß Art. 91 Absatz 2 DSGVO, §§ 42 ff. KDG er-
richteten kirchlichen Datenschutzaufsicht (datenschutzbe-
zogenes Verwaltungsverfahren) zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben aus Kapitel 6 und Kapitel 7 des KDG.

§ 2
Beteiligte

(1) Beteiligte sind

1. die betroffene Person im Sinne des § 4 Nr. 1. KDG,

2. der Verantwortliche1 im Sinne des § 4 Nr. 9. KDG,
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3. der Auftragsverarbeiter im Sinne des § 4 Nr. 10. KDG,

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der kirchlichen
Datenschutzaufsicht zu dem Verfahren hinzugezogen
worden sind.

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann von Amts
wegen oder auf Antrag diejenigen, deren rechtliche Inte-
ressen durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden
können, als Beteiligte hinzuziehen.

(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des
Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter.

§ 3
Bevollmächtigte und Beistände

(1) 1Im Verwaltungsverfahren kann sich jeder Beteiligte in
jeder Lage des Verfahrens durch einen Bevollmächtigten
vertreten lassen. 2Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen
seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen. 3Ein Widerruf
der Vollmacht wird der kirchlichen Datenschutzaufsicht
gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht.

(2) 1Ein Beteiligter kann sich bei Verhandlungen und Be-
sprechungen eines Beistandes bedienen. 2Das von dem
Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vor-
gebracht, soweit der Beteiligte dem nicht unverzüglich
widerspricht.

§ 4
Verfahrensgrundsätze

(1) 1Die kirchliche Datenschutzaufsicht entscheidet nach
pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwal-
tungsverfahren durchführt. 2Dies gilt nicht, wenn die kirchli-
che Datenschutzaufsicht auf Grund von Rechtsvorschriften

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss,

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht
vorliegt.

(2) 1Die kirchliche Datenschutzaufsicht ermittelt den Sach-
verhalt von Amts wegen. 2Sie bestimmt Art und Umfang
der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweis-
anträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden. 3Die kirch-
liche Datenschutzaufsicht hat alle für den Einzelfall be-
deutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Um-
stände zu berücksichtigen.

(3) Die kirchliche Datenschutzaufsicht darf die Entgegen-
nahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zu-
ständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil
sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache für unzu-
lässig oder unbegründet hält.

(4) 1Die kirchliche Datenschutzaufsicht bedient sich der
Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur

Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. 2Sie kann
insbesondere

1. Auskünfte jeder Art einholen,

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige ver-
nehmen oder die schriftliche oder elektronische Äuße-
rung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen
einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

(5) Ein Vorverfahren findet nicht statt.

§ 5
Anhörung

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rech-
te eines Beteiligten eingreift, ist ihm in Übereinstimmung
mit can. 50 CIC und § 47 Absatz 8 KDG Gelegenheit zu
geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tat-
sachen zu äußern.

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, ins-
besondere wenn

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug
oder im kirchlichen Interesse notwendig erscheint,

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Ent-
scheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt würde,

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die
dieser in einem Antrag oder einer Erklärung gemacht
hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll,

4. die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichartige Ver-
waltungsakte in größerer Zahl erlassen will.

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes
kirchliches Interesse entgegensteht.

§ 6
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) 1Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat den Beteilig-
ten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu
gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder
Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist.
2Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens
nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten
zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist zur Gestattung
der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die
ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der kirchlichen
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Datenschutzaufsicht beeinträchtigt, das Bekanntwerden
des Inhalts der Akten kirchlichen Interessen Nachteile be-
reiten würde oder soweit die Vorgänge nach einem Ge-
setz oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der be-
rechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen,
geheim gehalten werden müssen.

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der kirchlichen Daten-
schutzaufsicht, die die Akten führt.

§ 7
Fristen und Termine

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestim-
mung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch
die nachfolgenden Absätze etwas anderes bestimmt ist.

(2) Der Lauf einer Frist, die von der kirchlichen Daten-
schutzaufsicht gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf
die Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem Adres-
saten etwas anderes mitgeteilt wird.

(3) 1Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die
Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 2Dies
gilt nicht, wenn dem Adressaten unter Hinweis auf diese
Vorschrift ein bestimmter Tag als Ende der Frist mitge-
teilt worden ist.

(4) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonn-
tage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende mitgerechnet.

(5) 1Fristen, die von der kirchlichen Datenschutzaufsicht
gesetzt sind, können verlängert werden. 2Sind solche Fris-
ten bereits abgelaufen, so können sie rückwirkend ver-
längert werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die
durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen beste-
hen zu lassen. 3Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann
die Verlängerung der Frist nach § 10 mit einer Nebenbe-
stimmung verbinden.

§ 8
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) 1War jemand ohne Verschulden verhindert, eine ge-
setzliche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 2Das Ver-
schulden eines Vertreters ist dem Vertretenen zuzurechnen.

(2) 1Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Weg-
fall des Hindernisses zu stellen. 2Die Tatsachen zur Be-
gründung des Antrags sind bei der Antragstellung oder
im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. 3In-
nerhalb der Antragsfrist ist die versäumte Handlung nach-
zuholen. 4Ist dies geschehen, so kann Wiedereinsetzung
auch ohne Antrag gewährt werden.

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist
kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die
versäumte Handlung nicht mehr nachgeholt werden, außer
wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Ge-
walt unmöglich war.

(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die
kirchliche Datenschutzaufsicht, die über die versäumte
Handlung zu befinden hat.

(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus
einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlossen ist.

Abschnitt 2
Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 9
Begriff des Verwaltungsaktes und Ermessensausübung

(1) Verwaltungsakt im Sinne dieses Gesetzes ist jede Ver-
fügung, Entscheidung oder andere kirchenhoheitliche
Maßnahme, die die kirchliche Datenschutzaufsicht zur
Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des kirchli-
chen Datenschutzrechts trifft und die auf unmittelbare
Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.

(2) Ist die kirchliche Datenschutzaufsicht ermächtigt, nach
ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entspre-
chend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die
gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

§ 10
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt darf nach pflichtgemäßem Ermes-
sen mit Nebenbestimmungen versehen werden: Er kann
versehen werden mit

1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder Be-
lastung zu einem bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet
oder für einen bestimmten Zeitraum gilt (Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Weg-
fall einer Vergünstigung oder einer Belastung von dem
ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses ab-
hängt (Bedingung),

3. einem Vorbehalt des Widerrufs

oder verbunden werden mit

4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun,
Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird (Auflage),

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Ände-
rung oder Ergänzung einer Auflage.

(2) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwal-
tungsaktes nicht zuwiderlaufen.
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§ 11
Bestimmtheit, Form und

Begründung des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend be-
stimmt sein.

(2) 1Der Verwaltungsakt muss schriftlich erlassen und be-
gründet werden. 2In Ausnahmefällen, insbesondere bei
Dringlichkeit, kann er auch in Textform oder mündlich
erlassen werden. 3Ein mündlich erlassener Verwaltungs-
akt ist schriftlich zu bestätigen und mit einer Begründung
zu versehen; ein in Textform erlassener Verwaltungsakt
ist mit einer Begründung zu versehen.

(3) 1In der Begründung sind die wesentlichen tatsächli-
chen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die kirchli-
che Datenschutzaufsicht zu ihrer Entscheidung bewogen
haben. 2Die Begründung von Ermessensentscheidungen
soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen
die kirchliche Datenschutzaufsicht bei der Ausübung ih-
res Ermessens ausgegangen ist.

(4) Einer wenigstens summarischen Begründung bedarf
es,

1. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt be-
stimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auf-
fassung der kirchlichen Datenschutzaufsicht über die
Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne
Begründung für ihn ohne weiteres erkennbar ist,

2. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichartige
Verwaltungsakte in größerer Zahl erlässt und die
Begründung nach den Umständen des Einzelfalls nicht
geboten ist,

3. wenn sich dies aus einer kirchlichen oder staatlichen
Rechtsvorschrift ergibt.

(5) Einer Begründung bedarf es nicht, soweit die kirchli-
che Datenschutzaufsicht einem Antrag entspricht oder ei-
ner Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in Rechte
eines anderen eingreift.

§ 12
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) 1Ein Verwaltungsakt der kirchlichen Datenschutzauf-
sicht ist demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, für den
er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird. 2Ist ein
Bevollmächtigter bestellt, so kann die Bekanntgabe ihm
gegenüber vorgenommen werden.

(2) 1Ein in Schriftform erlassener Verwaltungsakt gilt bei
der Übermittlung durch die Post im Inland am dritten Tage
nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. 2Dies gilt

nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Da-
tenschutzaufsicht den Zugang des Verwaltungsaktes und
den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben
werden, wenn dies durch kirchliche oder staatliche Rechts-
vorschrift zugelassen ist.

(4) 1Die öffentliche Bekanntgabe eines in Schrift- oder
Textform erlassenen Verwaltungsaktes wird dadurch be-
wirkt, dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt ge-
macht wird. 2Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach
der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.

§ 13
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

1Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann Schreibfehler
und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwal-
tungsakt jederzeit berichtigen. 2Bei berechtigtem Interes-
se des Beteiligten ist zu berichtigen. 3Die kirchliche Daten-
schutzaufsicht ist berechtigt, die Vorlage des Dokuments
zu verlangen, das berichtigt werden soll.

§ 14
Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Einem in Schrift- oder in Textform erlassenen Verwal-
tungsakt, der der Anfechtung unterliegt, ist eine Erklärung
beizufügen, durch die der Beteiligte über den Rechtsbehelf,
der gegen den Verwaltungsakt gegeben ist, über die kirch-
liche Datenschutzaufsicht oder das Gericht, bei denen der
Rechtsbehelf einzulegen ist, den Sitz und über die einzu-
haltende Frist belehrt wird (Rechtsbehelfsbelehrung).

(2) 1Sofern nicht anderweitig, insbesondere in einer Kirch-
lichen Verwaltungsgerichtsordnung, etwas anderes be-
stimmt ist, beginnt die Frist für einen Rechtsbehelf nur zu
laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die
kirchliche Datenschutzaufsicht oder das Gericht, bei de-
nen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die
einzuhaltende Frist schriftlich oder in Textform belehrt
worden ist. 2Im Falle des § 11 Absatz 2 Satz 3 1. Halbsatz
beginnt der Fristlauf mit der schriftlichen Bestätigung des
Verwaltungsaktes.

(3) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt,
so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs unbeschadet der
Bestimmungen des CIC nur innerhalb eines Jahres seit
Bekanntgabe oder Zustellung zulässig, außer wenn die
Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Ge-
walt unmöglich war oder eine schriftliche oder elektroni-
sche Belehrung dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf
nicht gegeben sei.
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Abschnitt 3
Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 15
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) 1Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für
den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in
dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben
wird. 2Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirksam,
mit dem er bekannt gegeben wird.

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und so-
weit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig
aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise
erledigt ist.

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 16
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem
besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei ver-
ständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Um-
stände offensichtlich ist.

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig,

1. der schriftlich oder in Textform erlassen worden ist,
die erlassende kirchliche Datenschutzaufsicht aber
nicht erkennen lässt,

2. der von einer unzuständigen kirchlichen Datenschutz-
aufsicht erlassen worden ist.

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil

1. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufene
Datenschutzaufsicht den für den Erlass des Verwal-
tungsaktes vorgeschriebenen Beschluss nicht gefasst
hat,

2. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwir-
kung einer anderen Datenschutzaufsicht unterblieben
ist.

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungs-
aktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil
so wesentlich ist, dass die kirchliche Datenschutzaufsicht
den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlas-
sen hätte.

(5) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann die Nichtig-
keit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist
sie festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berech-
tigtes Interesse hat.

§ 17
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die nicht den Verwaltungsakt nach § 16 nichtig macht,
ist unbeachtlich, wenn

1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforderliche
Antrag nachträglich gestellt wird,

2. die erforderliche Begründung nachträglich gegeben
wird,

3. die erforderliche Anhörung eines Beteiligten nachge-
holt wird.

(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Abschluss
der letzten Tatsacheninstanz eines datenschutzgericht-
lichen Verfahrens nachgeholt werden.

(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begrün-
dung oder ist die erforderliche Anhörung eines Beteilig-
ten vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblieben und ist
dadurch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes
versäumt worden, so gilt die Versäumung der Rechtsbe-
helfsfrist als nicht verschuldet.

§ 18
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach
§ 16 nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht
werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften über
das Verfahren oder die Form zustande gekommen ist, wenn
offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung
in der Sache nicht beeinflusst hat.

§ 19
Umdeutung eines

fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen an-
deren Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf
das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden kirchli-
chen Datenschutzaufsicht in der geschehenen Verfahrens-
weise und Form rechtmäßig hätte erlassen werden kön-
nen und wenn die Voraussetzungen für dessen Erlass erfüllt
sind.

(2) 1Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den
der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, der er-
kennbaren Absicht der erlassenden kirchlichen Daten-
schutzaufsicht widerspräche oder seine Rechtsfolgen für
den Betroffenen ungünstiger wären als die des fehlerhaf-
ten Verwaltungsaktes. 2Eine Umdeutung ist ferner unzu-
lässig, wenn der fehlerhafte Verwaltungsakt nicht zurück-
genommen werden dürfte.
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(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene
Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine Ermessens-
entscheidung umgedeutet werden.

(4) § 5 ist entsprechend anzuwenden.

§ 20
Rücknahme eines

rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) 1Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nach-
dem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit
zurückgenommen werden. 2Ein Verwaltungsakt, der ein
Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet
oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf
nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zu-
rückgenommen werden.

(2) 1Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt zurückge-
nommen, so hat die kirchliche Datenschutzaufsicht dem
Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil auszuglei-
chen, den er dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen un-
ter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse schutzwürdig
ist. 2Auf Vertrauen kann sich der Betroffene nicht beru-
fen, wenn er

1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Dro-
hung oder Bestechung erwirkt hat,

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig
waren,

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

3Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag
des Interesses hinaus zu ersetzen, dass der Betroffene an
dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. 4Der auszuglei-
chende Vermögensnachteil wird durch die Datenschutz-
aufsicht festgesetzt. 5Der Anspruch kann nur innerhalb
eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt,
sobald die kirchliche Datenschutzaufsicht den Betroffe-
nen auf sie hingewiesen hat.

(3) 1Erhält die kirchliche Datenschutzaufsicht von Tatsa-
chen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswidri-
gen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknah-
me nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der
Kenntnisnahme zulässig. 2Dies gilt nicht im Falle des Ab-
satzes 2 Satz 2 Nr. 1.

(4) Über die Rücknahme entscheidet die kirchliche Da-
tenschutzaufsicht.

§ 21
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungs-
akt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
in Übereinstimmung mit cc. 47 und 58 CIC ganz oder
teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen wer-
den, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts er-
neut erlassen werden müsste oder aus anderen Gründen
ein Widerruf unzulässig ist.

(2) 1Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teil-
weise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden,

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen
oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden
ist und der Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb
einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat,

3. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf Grund
nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre,
den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne
den Widerruf das kirchliche Interesse gefährdet würde,

4. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf Grund
einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den
Verwaltungsakt nicht zu erlassen, soweit der Begüns-
tigte von der Vergünstigung noch keinen Gebrauch
gemacht hat, und wenn ohne den Widerruf das kirch-
liche Interesse gefährdet würde,

5. um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse zu
verhüten oder zu beseitigen.

2§ 20 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirk-
samwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die kirchli-
che Datenschutzaufsicht keinen anderen Zeitpunkt be-
stimmt.

(4) Über den Widerruf entscheidet die kirchliche Daten-
schutzaufsicht.

(5) 1Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fäl-
len des Absatzes 2 Nrn. 3 bis 5 widerrufen, so hat die kirch-
liche Datenschutzaufsicht den Betroffenen auf Antrag für
den Vermögensnachteil zu entschädigen, den dieser da-
durch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungs-
aktes vertraut hat, soweit das Vertrauen schutzwürdig ist.
2§ 20 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

§ 22
Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat auf Antrag des
Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung eines
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unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn

1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach-
oder Rechtslage nachträglich zugunsten des Betroffe-
nen geändert hat,

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen
günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würden,

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der Zivil-
prozessordnung gegeben sind.

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene ohne
grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das
Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, insbesondere
durch Rechtsbehelf, geltend zu machen.

(3) 1Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt wer-
den. 2Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Betrof-
fene von dem Grund für das Wiederaufgreifen Kenntnis
erhalten hat.

(4) Über den Antrag entscheidet die kirchliche Daten-
schutzaufsicht.

(5) Die Vorschriften des § 20 Absatz 1 Satz 1 und des § 21
Absatz 1 bleiben unberührt.

Abschnitt 4
Verwaltungszustellung

§ 23
Zustellung

Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsange-
legenheiten der kirchlichen Datenschutzaufsicht, die nach
dem Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz oder die-
sem Gesetz zuzustellen sind, geschieht

1. bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben
oder durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde,

2. bei der Zustellung durch die Datenschutzaufsicht durch
Übergabe an den Empfänger; wird die Annahme des
Schriftstückes oder die Unterschrift unter das Emp-
fangsbekenntnis verweigert, so gilt das Schriftstück
im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, wenn eine
Niederschrift über den Vorgang zu den Akten gebracht
ist.

§ 24
Anwendbare Regelungen

 zur Verwaltungszustellung

Die Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes des
Bundes zur Zustellung an gesetzliche Vertreter und Be-
vollmächtigte, die Heilung von Zustellungsmängeln, die
Zustellung im Ausland und die Zustellung durch die Post

mit Zustellungsurkunde, per Einschreiben oder gegen
Empfangsbekenntnis gelten entsprechend.

Abschnitt 5
Verfahren in Anordnungs- und Bußgeldsachen

§ 25
Anwendung der Vorschriften
über das Bußgeldverfahren

(1) 1Für Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen, die gemäß § 51 KDG mit einem Bußgeld geahndet
werden sollen, gelten, soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt, die Vorschriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) sinngemäß. 2Die §§ 17, 35 und
36 OWiG finden keine Anwendung.

(2) 1Für Verwaltungsverfahren zur Verhängung eines Buß-
geldes wegen eines datenschutzrechtlichen Verstoßes gel-
ten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die
Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und
der allgemeinen Gesetze über das Strafverfahren, nament-
lich der Strafprozessordnung und des Gerichtsverfassungs-
gesetzes, entsprechend. 2Die §§ 56 bis 58, 87, 88, 99 und
100 OWiG finden keine Anwendung.

§ 26
Durchsetzung und Vollstreckung von Bußgeld-

bescheiden und anderen Anordnungen
der kirchlichen Datenschutzaufsicht

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist berechtigt, sich
im Wege der Amtshilfe der kirchlichen Aufsichtsbehörde
des Bußgeldschuldners zu bedienen, um diesen mit den
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln der Rechtsaufsicht
zu veranlassen, die Bußgeldforderung zu begleichen.

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann auf der Grund-
lage eines von ihr erlassenen Bußgeldbescheides andere
kirchliche Dienststellen verpflichten, die einem Verant-
wortlichen oder einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3
Absatz 1 lit. b) oder lit. c) KDG zustehenden finanziellen
Forderungen oder Zuschussansprüche ganz oder teilweise
an die kirchliche Datenschutzaufsicht zu leisten, um auf
diese Weise die Geldbuße zu vollstrecken oder zu sichern.

(3) Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genannten kirch-
lichen Stellen einem Antrag der kirchlichen Datenschutz-
aufsicht nicht nach, ist diese berechtigt, die Bischöfliche
Aufsicht einzuschalten, um rechtmäßige Zustände herzu-
stellen.

(4) Besteht die Möglichkeit einer staatlichen Vollstreckungs-
hilfe, kann die kirchliche Datenschutzaufsicht stattdessen
diese in Anspruch nehmen.
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(5) Unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die kirch-
liche Datenschutzaufsicht Inhaberin der Bußgeldforderung
und mithin Vollstreckungsgläubigerin.

(6) Unbeschadet des § 47 Absatz 3 KDG gelten die Absätze
1 und 3 entsprechend für sonstige Anordnungen der kirchli-
chen Datenschutzaufsicht im Sinne des § 47 Absatz 5 KDG.

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§ 27
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 16. Dezember 2020

Erzbischof Stephan Burger

Anmerkung:
1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die ge-
wählte männliche Form schließt adäquate andere Formen gleichbe-
rechtigt ein.

Nr. 357

Satzung des Erzbischöflichen Seminarfonds

Präambel

Der Dienst geweihter Priester ist unverzichtbar für die
Kirche. Daher ist die Ausbildung der Priester eine Kern-
aufgabe jeder Diözese. Sie wird von der Kirche tatsäch-
lich als eine der schwierigsten und wichtigsten Aufgaben
angesehen (vgl. Johannes Paul II., Pastorem dabo vobis 2).
Hierfür hat die Erzdiözese nicht zuletzt die notwendigen
finanziellen Mittel bereitzustellen.

Allerdings waren die Priesterausbildung und die Priester-
seminare schon immer Gegenstand heftiger Kontrover-
sen zwischen Staat und Kirche und bedurften einer eige-
nen Finanzierung. Die Finanzierung erfolgte in der Regel
durch selbstständige Vermögensträger. Die in der Dota-
tionsurkunde von 1820 vorgesehene Fundation des Pries-
terseminars wurde mit der päpstlichen Bulle Provida
solersque vom 16. August 1821 kirchlicherseits angenom-
men. Eine Besonderheit liegt darin, dass die Finanzmittel
nicht aus der allgemeinen Staatskasse genommen wurden,
sondern aus säkularisierten Kirchengütern stammten.

Aufgrund der Vereinbarung zwischen der Staatsregierung
und der obersten Kirchenbehörde ging 1872 das Eigen-
tum am Hauptgebäude der Klosteranlage St. Peter auf den
Erzbischöflichen Seminarfonds über, der auch die Ver-
pflichtung zu Neubau und Unterhaltung der dortigen Pfarr-
kirche zu übernehmen hatte.

Ferner teilt sich der Erzbischöfliche Seminarfonds die
Baupflichten für Chor- und Hauptorgel mit der Kirchen-
gemeinde. Die Baupflichten für Glocken, Läuteanlage und
Glockenstuhl liegen alleine beim Kirchenfonds St. Peter.

Der Erzbischöfliche Priesterseminarfonds gehört zu dem
Vermögen, das vom Erzbischof frei verwaltet wird. Als
selbstständige Rechtsperson wurde er bereits im badi-
schen Rechtskreis anerkannt und als rechtlich selbststän-
dige Stiftung behandelt. Um die Jahreswende 1942/1943
erhielt er eine Satzung, die am 9. Dezember 1954 auf-
gehoben wurde (ABl. 1954, S. 1876 [Nr. 246]), aber
dennoch gewohnheitsrechtlich angewandt und beachtet
wurde.

Grundsätzlich ist festzustellen, dass es sich beim Erzbi-
schöflichen Seminarfonds heute um eine sog. „gemischte
Stiftung“ handelt, die mehrere nebeneinanderliegende
Zwecksetzungen zu verfolgen hat. Um den Grundsatz der
Zweckwahrheit und Bestimmtheit der Zweckbindung zu
genügen, wird die Satzung neu gefasst.

§ 1
Name und Sitz

(1) Die Stiftung hat den Namen „Erzbischöflicher Seminar-
fonds“.

(2) Sitz der Stiftung ist Freiburg im Breisgau.

§ 2
Rechtsform

(1) Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht gem. cann.
1303 § 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 § 2 Halbs. 1 CIC als selbst-
ständige Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit er-
richtet.

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts-
form einer Stiftung des öffentlichen Rechts i. S. d. § 22
Nr. 2 des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg
(StiftG) und dient i. S. d. der §§ 25 Absatz 2 und 29 Ab-
satz 1 StiftG den Zwecken des Gottesdienstes und der
Verkündigung.

(3) 1Von der Stiftung zu unterscheiden ist das Priesterse-
minar. 2Das Priesterseminar der Erzdiözese Freiburg ist
gem. can. 238 § 1 CIC eine öffentliche Rechtsperson in
der Kirche.
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§ 3
Stiftungszweck

(1) 1Zweck der Stiftung ist, die Erzdiözese Freiburg bei
der Ausbildung der Priester finanziell zu unterstützen. 2Sie
unterstützt die Erzdiözese beim Betrieb des Erzbischöfli-
chen Priesterseminars und bei der Unterhaltung der für
die Priesterausbildung bestimmten Gebäude. 3Außerdem
überlässt sie anderen kirchlichen Rechtsträgern, zur Er-
füllung deren kirchlichen Auftrags, unentgeltlich Grund-
stücke und Immobilien, soweit diese Nutzung bereits in
der Vergangenheit begründet wurde.

(2) Unmittelbar gegen die Stiftung gerichtete Ansprüche
bestehen nicht, sofern nicht entsprechende historische
Rechtstitel vorliegen.

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar
kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5
Stammvermögen

Das Stammvermögen bestimmt sich nach dem Dekret über
die Zuweisung von Stammvermögen (patrimonium stabile)
– Diözesanebene in seiner jeweils geltenden Fassung.

§ 6
Organe

Organe der Stiftung sind:

1. der Vorstand

2. der Aufsichtsrat.

§ 7
Vorstand, Vertretung und Verwaltung

(1) 1Der Vorstand besteht aus dem Erzbischof von Freiburg
und einer weiteren Person. 2Das weitere Vorstandsmitglied

wird vom Ordinarius für fünf Jahre berufen. Das berufe-
ne Vorstandsmitglied soll in wirtschaftlichen Fragen er-
fahren sein und sich durch Rechtschaffenheit auszeich-
nen. 3Der Ordinarius kann das berufene Vorstandsmitglied
jederzeit abberufen.

(2) 1Der Vorstand ist Verwalter der Stiftung. 2Er hat gem.
§§ 86 Satz 1 i. V. m. 26 Absatz 1 Satz 2 BGB die Stellung
eines gesetzlichen Vertreters. 3Die Mitglieder des Vorstan-
des vertreten die Stiftung gemeinschaftlich.

(3) Willenserklärungen sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich oder in Textform abgegeben worden sind.

(4) Der Vorstand erstellt den Wirtschaftsplan und den Jah-
resabschluss mit Tätigkeitsbericht.

(5) 1Der Vorstand kann schriftlich Vollmacht zur rechtsge-
schäftlichen Vertretung erteilen. 2In der Regel sind Voll-
machten als gemeinschaftliche Vollmachten zu erteilen.
3Ausnahmen hiervon bedürfen der Zustimmung des Auf-
sichtsrates.

§ 8
Zusammensetzung
des Aufsichtsrates

(1) 1Mitglieder des Aufsichtsrates sind:

a) ein Priester aus der Erzdiözese Freiburg

b) vier nicht im kirchlichen Dienst stehende Personen,
die in wirtschaftlichen Fragen erfahren sind und sich
durch Rechtschaffenheit auszeichnen; diese Personen
dürfen keine aktiven oder pensionierten/verrenteten
Mitarbeitende der Erzbischöflichen Kurie sein.

2Die Mitglieder werden vom Ordinarius ernannt.

(2) 1Die Amtszeit des Aufsichtsrates beträgt fünf Jahre.
2Sie beginnt mit der konstituierenden Sitzung des Auf-
sichtsrates nach der Ernennung der Mitglieder und endet
mit der konstituierenden Sitzung des neuen Aufsichtsra-
tes.

(3) Der Aufsichtsrat wählt aus seinen Reihen eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) 1Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet außer nach
§ 8 Absatz 2 Satz 2

1. mit dem Ende des Amtes, das der Ernennung zu Grunde
lag, oder

2. nach vorzeitiger Abberufung aus wichtigem Grund
durch den Erzbischof von Freiburg,
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3. mit der Investitur eines neuen Erzbischofs von Freiburg,
wenn dieser die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat nicht
bestätigt.

2Im Fall des § 8 Absatz 4 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 wird das
nachrückende Mitglied für die Dauer der restlichen Amts-
zeit des ausgeschiedenen Mitglieds ernannt.

(5) Aufwandsentschädigungen können – soweit rechtlich
zulässig – nur an ehrenamtliche Mitglieder ausbezahlt
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 9
Aufgaben des Aufsichtsrates

(1) 1Der Aufsichtsrat trifft die grundlegenden Entschei-
dungen in Bezug auf die Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks und führt als unabhängiges Organ die Aufsicht
über die Tätigkeit der Verwaltung und Vertretung, insbe-
sondere über

– die Verwirklichung des Stiftungszwecks,

– die Beachtung der Satzung,

– die ordnungsgemäße Wahrnehmung und Erledigung
der Geschäfte.

2Zu den grundlegenden Entscheidungen in Bezug auf die
Verwirklichung des Stiftungszwecks i. S. v. Satz 1 zählen
insbesondere Förder- und Kommunikationsrichtlinien.

(2) 1Wirtschaftsplan und Jahresabschluss mit Tätigkeits-
bericht werden vom Aufsichtsrat beschlossen. 2Diese sind
der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem Diözesanvermögens-
verwaltungsrat, dem Konsultorenkollegium und dem
Rechnungshof für die Erzdiözese Freiburg unverzüglich
vorzulegen.

(3) Der Aufsichtsrat kann auch für den Einzelfall beschlie-
ßen, dass bestimmte Rechtsgeschäfte und Tätigkeiten der
Verwaltung und Vertretung seiner vorherigen Zustimmung
bedürfen.

§ 10
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) 1Mindestens einmal im Jahr tritt der Aufsichtsrat zu
einer Sitzung zusammen. 2Außerdem kann die oder der
Vorsitzende den Aufsichtsrat zu einer Sitzung aus beson-
derem Anlass einberufen; sie oder er hat den Aufsichtsrat
zu einer solchen Sitzung einzuberufen, wenn mindestens
zwei Mitglieder dies in Textform verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mit-
glieder mit einer Frist von mindestens drei Wochen vor

der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung eingeladen
worden und wenigstens drei Mitglieder anwesend sind.

(3) 1Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 2Die durch die
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat erhaltenen Informationen
und Unterlagen sind vertraulich zu behandeln; die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Ende der
Mitgliedschaft fort.

(4) 1Beschlüsse innerhalb einer Sitzung werden mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 2Beschlüsse
außerhalb einer Sitzung kommen gültig zustande, wenn
alle Mitglieder einem Beschlussvorschlag im Umlaufver-
fahren in Textform zustimmen.

(5) 1Kann die Sitzung des Aufsichtsrates wegen eines un-
abwendbaren Ereignisses nicht durch die körperliche An-
wesenheit eines oder mehrerer Mitglieder durchgeführt
werden, kann die Teilnahme einzelner oder aller Mitglie-
der an der Sitzung auch mittels neuer Informations- und
Kommunikationstechnologien erfolgen, wenn sicherge-
stellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kennt-
nis nehmen können. 2Im Hinblick auf die Beschlussfähig-
keit gelten die an der virtuellen Sitzung teilnehmenden
Mitglieder als anwesend im Sinne des Absatzes 2.

§ 11
Geschäftsordnung

Die Organe der Stiftung geben sich eine gemeinsame Ge-
schäftsordnung.

§ 12
Haftung

Die Organe der Stiftung sind der Stiftung gegenüber für
den aus einer Pflichtverletzung entstehenden Schaden
verantwortlich, wobei sich die Haftung auf Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 13
Prüfung

(1) 1Die Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Rech-
nungshof für die Erzdiözese Freiburg. 2Der Aufsichtsrat
hat den Prüfbericht der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium zeitnah vorzulegen.

(2) 1Der Aufsichtsrat kann zusätzlich zu dieser Prüfung
eine Prüfung durch eine andere unabhängige Prüfungs-
einrichtung in Auftrag geben. 2Deren Prüfbericht ist dem
Erzbischof von Freiburg, dem Rechnungshof für die Erz-
diözese Freiburg, der kirchlichen Rechtsaufsicht, dem
Diözesanvermögensverwaltungsrat und dem Konsultoren-
kollegium unverzüglich vorzulegen.
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§ 14
Kirchliche Aufsicht

(1) Die Beispruchsrechte des Diözesanvermögensverwal-
tungsrates und des Konsultorenkollegiums, die zur Wirk-
samkeit im Außenverhältnis eingehalten werden müssen,
bleiben unberührt.

(2) 1Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte bedürfen
für ihre Wirksamkeit im Außenverhältnis der Genehmi-
gung der kirchlichen Rechtsaufsicht:

a) Veräußerung und Aufgabe von Eigentum an Grund-
stücken sowie die Belastung von Grundstücken mit
einem Verkehrswert ab 1.000.000 Euro;

b) Warentermingeschäfte;

c) Abschluss von Arbeits- und Dienstverträgen, die ge-
mäß § 7 Absatz 1 Nr. 14 KVO V genehmigungspflich-
tig sind;

d) Gesellschaftsverträge und Beteiligungsverträge jeder
Art, die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Dritte;

e) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte über die Begründung
und Änderung von Kirchenbaulasten und Kultpflichten
sowie entsprechende Geld- und Naturalleistungsan-
sprüche;

f) Rechtsgeschäfte mit Organmitgliedern oder mit Per-
sonen, die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen
Rechtsaufsicht befasst sind sowie Rechtsgeschäfte mit
Personen, die mit einem Organmitglied oder Personen,
die mit der Verwaltung oder mit der kirchlichen Rechts-
aufsicht befasst sind, in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis (entsprechend § 19 Absatz 1 KVO III)
stehen.

2Die unter Absatz 2 benannten Rechtsgeschäfte bedürfen
ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung des
Aufsichtsrates.

(3) In Bezug auf konkret definierte Gesellschaftsverträge
und Beteiligungsverträge i. S. d . Absatzes 2 d) kann eine
generelle Zustimmung durch die kirchliche Rechtsaufsicht
erteilt werden.

§ 15
Satzungsänderung;

Zusammenlegung und Aufhebung

(1) 1Entscheidungen über die Änderung der Satzung trifft
der Erzbischof nach Anhörung des Rechnungshofs für die
Erzdiözese Freiburg, des Diözesanvermögensverwaltungs-
rates und des Konsultorenkollegiums sowie des Aufsichts-
rates. 2Sie bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung der kirchlichen Rechtsaufsicht.

(2) 1Entscheidungen über die Zusammenlegung und die
Aufhebung der Stiftung trifft der Erzbischof nach Anhö-
rung des Aufsichtsrates und vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des Diözesanvermögensverwaltungsrates und
des Konsultorenkollegiums. 2Sie bedürfen darüber hinaus
der vorherigen schriftlichen Zustimmung der kirchlichen
Rechtsaufsicht nach Anhörung des Rechnungshofs für die
Erzdiözese Freiburg. 3Entscheidungen über die Zusammen-
legung und die Aufhebung der Stiftung sind nur zulässig,
wenn die Verwirklichung des Stiftungszwecks aus tatsäch-
lichen oder rechtlichen Gründen unmöglich geworden ist.

(3) Im Falle der Aufhebung des Erzbischöflichen Seminar-
fonds fällt das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten ver-
bleibende Vermögen dem Erzbischöflichen Stuhl Freiburg
zu, der dieses Vermögen bzw. seinen Ertrag weiterhin für
Zwecke i. S. d. § 3 zu verwenden hat.

§ 16
Übergangsvorschriften

Abweichend von § 8 Absatz 2 endet die Amtszeit des erst-
malig ernannten Aufsichtsrates am 30. Juni 2024.

§ 17
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Mit Ablauf
des 31. Dezember 2020 tritt die Satzung vom 21. Dezem-
ber 1942 (Amtsblatt 1943, S. 241 ff.) außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 15. Dezember 2020

Erzbischof Stephan Burger
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Mitteilungen des Generalvikars

Nr. 358

Pandemielage: Gottesdienste und Kirchen

Die pandemische Lage entwickelt sich weiterhin sehr dy-
namisch. Am vergangenen Mittwoch hat die Landesregie-
rung eine neue Corona-Verordnung veröffentlicht, die es den
Kirchen weiterhin ermöglicht, in verantwortungsvoller Weise
Gottesdienst zu feiern. Die Bemühungen der vergangenen
Monate zeigen, dass dies aufgrund unserer Regelungen
und mit den erarbeiteten Hygienekonzepten gut möglich
ist, ohne die Mitfeiernden einer erhöhten Infektionsgefahr
auszusetzen. Da sich in den zurückliegenden Tagen eine
gewisse Unsicherheit im Blick auf die Feier der Gottes-
dienste in der weihnachtlichen Festzeit verbreitet hat,
möchten wir folgende Informationen an Sie weitergeben:

Gottesdienste

Gemäß der Corona-Verordnung des Landes Baden-
Württemberg in der ab 16. Dezember 2020 gültigen Fas-
sung und der Instruktion zur Feier der Liturgie in Zeiten
der Corona-Krise des Herrn Erzbischof vom 21. Oktober
2020 mit den Ergänzungen im Amtsblatt 39 vom 18. De-
zember 2020 wird grundsätzlich an der Feier von Präsenz-
gottesdiensten in der Weihnachtszeit festgehalten.

Ab einer 7-Tage-Inzidenz von 300 kann in enger Abspra-
che mit den lokalen Behörden vor Ort entschieden wer-
den, die Feier öffentlicher Präsenzgottesdienste abzusa-
gen. An die Verpflichtung der Pfarrer, die hl. Eucharistie
für die ihnen anvertrauten Gemeinden dennoch zu feiern,
wird erinnert. Auf die Gottesdienste, die im Livestream
bzw. in den Medien übertragen werden und auf die ent-
sprechende Möglichkeit zur Feier von Hausgottesdiensten,
ist dann in geeigneter Weise aufmerksam zu machen.

Werden seitens einer Konfession ökumenische Gottes-
dienste abgesagt, soll auf das konfessionelle Gottesdienst-
angebot hingewiesen werden.

Kirchen

Soweit keine anderen Maßnahmen vor Ort dies erfordern,
können die Kirchengebäude, die auch sonst tagsüber zum
Gebet geöffnet sind, nach wie vor offenbleiben.

Nachdem staatliche Ausgangsbeschränkungen in Kraft
gesetzt sind, sind alle Aktionen zu vermeiden, die zu
Menschenansammlungen und Kontakten außerhalb der
Feier der Gottesdienste in Kirchenräumen und im Freien
führen können. Hierzu zählen beispielsweise Krippenfüh-
rungen, Musik und Texte zur Weihnachtszeit, Abholung
von Sternsingertüten etc. Sind größere Ansammlungen zu
erwarten, ist ein Ordnerdienst einzuplanen, um das ent-
sprechende Hygienekonzept zu gewährleisten.

Diese Informationen wurden per E-Mail am 18. Dezember 2020 vorab zur Kenntnis gebracht.


